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ПРЕДИСЛОВИЕ

Данное учебно-методическое пособие предназначено для студентов, изучающих немецкий язык в качестве основной специальности и  как средство профессионального общения. Пособие содержит основные сведения о современной Германии и состоит из 6 тематических разделов: история Германии, географические особенности, политическая система, социально-экономическое устройство, система образования и культурная жизнь страны. Каждый из разделов включает в себя основные теоретические сведения по соответствующей теме, глоссарий, вопросы к семинарским занятиям, а также тесты для проверки остаточных  знаний. Последний блок курса включает проектные задания, посвященные культурной и общественной жизни Германии. 
В пособии использованы аутентичные материалы средств массовой коммуникации, что способствует всестороннему и объективному освещению политической, социально-экономической и культурной жизни страны. Предлагаемые материалы можно использовать как для ознакомительного чтения, так и для обсуждения в ходе семинарских занятий.
Проектные и семинарские задания, предлагаемые в пособии, предусматривают  дополнительную работу со справочной литературой и материалами Интернета. В связи с этим  в пособии предлагается обширный список учебных изданий по страноведению Германии, ссылки на немецкоязычные порталы и интернет-ресурсы, что позволяет рационально организовать внеаудиторную самостоятельную работу студентов, а также совершенствовать умения и навыки практического владения немецким языком.
ETAPPEN IN DER JÜNGSTEN  GESCHICHTE DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND
1945 ist die nationalsozialistische Hitler-Diktatur zusammengebrochen, Deutschland hatte den Zweiten Weltkrieg verloren. Bis zum Jahr der Wiedervereinigung 1990 gab es zwei deutsche Staaten, die nebeneinander und lange Zeit gegeneinander existierten.
1949: Deutschland ist geteilt, Berlin besteht aus zwei Teilen — West-Berlin und Ost-Berlin. Im Westen Deutschlands entsteht die Bundesrepublik Deutschland (als Gründungsdatum gilt der 23. Mai — der Tag des Inkrafttretens des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland), eine parlamentarische Demokratie nach westlichem Muster, im Osten — am 7. Oktober — die Deutsche Demokratische Republik, ein sozialistischer Staat nach sowjetischem Muster. Prägende Figuren waren für den Westen Konrad Adenauer, für den Osten Walter Ulbricht.
1950: Der erste Wirtschaftsminister der Bundesrepublik, Ludwig Erhard, proklamiert die „Soziale Marktwirtschaft". Der Wiederaufbau Westdeutschlands beginnt. In der DDR wird die Planwirtschaft nach sozialistischem Vorbild eingeführt.
1953: Am 17. Juni kommt es in Ost-Berlin zu einem Aufstand gegen das kommunistische System; Hunderttausende gehen auf die Straße, um gegen politische Zwangsherrschaft und sozialistische Planwirtschaft zu protestieren. Der Aufstand wird von der DDR-Regierung niedergeschlagen.
1954: Durch die Pariser Verträge wird die Bundesrepublik in das westliche Bündnis aufgenommen.
1955: Zehn Jahre nach dem Krieg kommen die letzten deutschen Kriegsgefangenen aus Sibirien nach Hause. Zwischen Moskau und Bohn werden diplomatische Beziehungen vereinbart. Die Bundesrepublik tritt der Nato bei. Sie wird ein souveräner Staat. Bewohner der DDR strömen nach Westen über die Grenze, die immer noch durchlässig ist.

1957: In der Bundesrepublik blüht der Aufschwung, das so gennannte „Wirtschaftswunder". Wohlstand macht sich breit unter den Menschen. Um den Aufschwung zu bewältigen, kommen Gastarbeiter ins Land.
1959: In der DDR ist die „Republikflucht" mittlerweile zum Straftatbestand geworden. Dennoch verlassen täglich Hunderte von Men​schen den Arbeiter-und-Bauern-Staat.
1961: In der Nacht zum 13. August riegeln bewaffnete Einheiten der DDR die Sektorengrenze in Berlin ab. Die Mauer entsteht und schließt die Bewohner der DDR ein.
1963: Der USA-Präsident John F. Kennedy, kommt in die geteilte Stadt Berlin und äußert in West-Berlin seinen vielzitierten Ausspruch: „lch bin ein Berliner." lm gleichen Jahr endet die Ära Adenauer, die 14 Jahre dauerte. Lebenswerk Adenauers: deutsch-französische Aussöhnung, europäische Einigung, Einbindung der Bundesrepublik in das militärische Bündnis des Westens.
1968: In der Bundesrepublik eskaliert der sich seit 1966 entwickelnde Unmut gegen die bürgerlichen Werte und das System in Tumulten und Gewalt; ein tiefer Riss entsteht zwischen den Generationen.
1970: Es kommt Bewegung in das erstarrte Ost-West-Verhältnis. Der erste sozialdemokratische Bundeskanzler, Willy Brandt, trifft sich mit dem DDR-Ministerpräsidenten Willy Stoph. In Moskau unterzeichnet Brandt ein Gewaltverzichtsabkommen mit der Sowjetunion.
1972: Die DDR-Regierung setzt Reiseerleichterungen in Kraft. Die Einwohner von West-Berlin dürften nach Jahren erstmals wieder nach Ost-Berlin.
1973: Der deutsch-deutsche Grundlagenvertrag tritt in Kraft. Die beiden Republiken sagen einander zu, ihre Staatlichkeit zu respektieren. Vereinbart wurden: Anerkennung der Grenzen, Beschränkung der Hoheitsgewalt auf das jeweilige Staatsgebiet, Austausch „Ständiger Vertreter", Beibehaltung des innerdeutschen Handels, Antrag beider Staaten auf UNO-Mitgliedschaft. Die Bundesrepublik und die DDR werden in die Vereinten Nationen aufgenommen.
In den Folgejahren kommt es seitens der DDR zu immer neuen Regelungen, die die Trennung festschreiben sollen. Gleichzeitig aber wächst der Drang der voneinander getrennten Menschen sich zu begegnen. Bis 1985 gingen 204 000 illegal über die Grenze in den Westen. Die Bundesrepublik versucht — z.B. durch Millionen-Kredite —Zugeständnisse zu erreichen.
Trotz wirtschaftlicher Erfolge treten in der DDR immer wieder Versorgungsprobleme, die den Alltag der Menschen erschweren, auf.
Zu Annäherungen kommt es in den 80er-Jahren. Die Kontakte werden dichter, eine Normalisierung des Verhältnisses beider Staaten kommt voran.
1981: Bundeskanzler Helmut Schmidt besucht die DDR und führt Gespräche mit Staats- und Parteichef Erich Honecker.
1983: Der Regierende Bürgermeister von Berlin, Richard von Weizsäcker, trifft im Ostteil der Stadt mit Erich Honecker zusammen. Es ist die erste Begegnung dieser Art in der Geschichte der geteilten Stadt.
1984: Die Unzufriedenheit der DDR-Bürger mit den politischen und ökonomischen Verhältnissen wächst. Die Zahl der Ausreiseanträge steigt.
 35 000 Bürger dürfen in die Bundesrepublik übersiedeln.
1985: Es kommt zum Abbau der Minen an den Grenzzäunen der DDR, die Einfuhr von Westwaren wird erleichtert, Reisen in den Wes​ten werden einfacher.
1987: Erich Honecker kommt zum ersten Gegenbesuch in die Bundesrepublik.
1989: Die friedliche Revolution beginnt. Tausende DDR-Bürger gehen auf die Straße, um für ihre Freiheit zu demonstrieren. Fast eine Million Menschen wollen das Land verlassen. Am 22. Dezember wird das Brandenburger Tor in Berlin geöffnet.
1990: Seit dem 3.Oktober ist Deutschland wieder vereinigt. Am 13. Dezember finden die ersten gesamtdeutschen Bundestagswahlen statt.
1991: Der Bundestag spricht sich mit einer knappen Mehrheit für Berlin als künftigen Regierungs- und Parlamentssitz aus.
Der „Aufschwung Ost" beginnt. Es gilt, im Ost und West einheitliche Lebensverhältnisse zu ermöglichen. Die Schwierigkeiten, die damit verbunden sind — z. B. der heruntergekommene Zustand der ostdeutschen Industrie, massenhafte Arbeitslosigkeit, hohe Staatsverschuldung — führen zu spürbaren Spannungen. Enorme Anstrengungen sind weiterhin erforderlich, um in den Jahren der Trennung entstandene Unterschiede in den Lebensverhältnissen auszugleichen [Родин 2008: 5-7] . 
1992 Durch den Vertrag von Maastricht wird die Europäische Union (EU) gegründet. Das „Gemein​schaftssystem“ erstreckt sich seitdem auch auf die Zusammenarbeit zwischen den Regierungen der Mit​glieds​staaten auf den Gebieten „Gemein​same Außen- und Sicher​heits​politik“ sowie „Justiz und Inneres“.
1995 Die Gemeinschaft wächst auf 15 Staaten: Finnland, Österreich und Schweden treten bei 
1999 Der Euro wird offiziell in elf Mitgliedsstaaten als Buchgeld eingeführt, 2002 kommt er auch als Bargeld in Umlauf. Im Mai tritt der Vertrag von Amsterdam in Kraft. Die Befugnisse des Europäischen Parlaments werden erneut bedeutend erweitert.
2004/2007: EU-Erweiterung: Nach dem Zerfall der Sowjetunion und dem Sturz des Kommunismus treten 2004 acht weitere Länder Mittel- und Osteuropas sowie Zypern und Malta der EU bei; 2007 folgen Bulgarien und Rumänien 
Glossar
Europäische Integration 

Der Europäische Einigungsprozess ist eines der zentralen Anliegen der deutschen Außenpolitik. Die Mitwirkung der Bundesrepublik an einem vereinten Europa hat schon das Grundgesetz festgehalten. Mit der Aufnahme Bulgariens und Rumäniens 2007 ist die Europäische Union auf 27 Mitgliedsstaaten angewachsen. Beitrittsverhandlungen wurden mit der Türkei und Kroatien aufgenommen. 

Europäische Kommission 

Die Europäische Kommission mit Sitz in Brüssel ist ein politisch unabhängiges supra​nationales Organ, das die Interessen der gesamten EU vertritt und wahrt. Die EU-Komm​ission hat ein Vorschlagsrecht (Initiativrecht) für alle gemeinschaftlichen Rechtsakte, als „Hüterin der Verträge“ achtet sie auf die Einhaltung des Gemeinschafts​rechts und verfügt zudem über exe​kutive Befugnisse, beispielsweise beim Haushalt oder dem Kartellrecht. Schließlich vertritt sie die Gemeinschaftsinteressen nach außen. An der Spitze der Kommission steht der Kom​mis​sions​präsident, seit 2004 ist dies José Manuel Barroso aus Portugal. Einer der Vize​präsi​denten ist der Deutsche Günter Oettinger. Jeder Mitgliedsstaat ist mit einem Kom​mis​sions​mitglied vertreten. Die Auf​tei​lung der Aufgaben der Kommissare folgt dem Kolle​gial​prinzip – das heißt: Jedem Mitglied sind bestimmte Aufgaben zugeschrieben.

Europäischer Rat 

Der Europäische Rat legt die allgemeinen politischen Leitlinien der Europäischen Union fest. Im Europäischen Rat kommen min​des​tens zweimal jährlich die Staats- und Regie​rungs​chefs der Mitgliedsstaaten sowie der Kom​mis​sions​präsident zusammen.

Europäisches Parlament 

Das Europäische Parlament ist das parlamentarische Organ der Europäischen Gemeinschaften. Es besteht aus 785 Abgeordneten (ab 2009, nach Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon: 750), die durch die Bevölkerung der 27 Mitgliedsländer auf fünf Jahre direkt gewählt werden. Jedes Land besetzt aufgrund seiner Bevölkerungsgröße eine bestimmte Anzahl an Sitzen. Deutschland, als größtes EU-Mitgliedsland, entsendet derzeit 99 Abgeordnete, aus Malta, dem kleinsten Land, kommen 5 (ab 2009 erhält Deutschland 96 Sitze, die kleinsten Länder wie Malta und Luxemburg 6 Sitze). Die Europa-Abgeordneten vertreten insgesamt fast 500 Millionen Bürgerinnen und Bürger. Die Europaparlamentarier bilden unabhängig von ihrer Nationalität Fraktionen. Das Parlament verfügt über Gesetzgebungs-, Haushalts- und Kontrollbefugnisse, allerdings über kein Initiativrecht bei der Rechtsetzung. Sitz des Parlamentes ist Straßburg; Plenums- und Ausschusssitzungen finden auch in Brüssel statt.

PRESSEBERICHTE ZUM THEMA

Putin bezeichnet Fall der Berliner Mauer als Meilenstein zu Europas Vereinigung

MOSKAU, 09. November 2009 (RIA Novosti). Der russische Premier Wladimir Putin hat den Fall der Berliner Mauer als "Meilenstein auf dem Wege zu Europas Vereinigung" bezeichnet.

"Dieses Ereignis ist wohl zu einer der markantesten Wenden weltweit geworden. Für das deutsche Volk ist es aber ein historischer Tag, mit dem unter der traurigen Vergangenheit ein Schlussstrich gezogen wurde und der zu einem Meilenstein auf dem Wege zu Europas Vereinigung geworden ist", sagte Putin am Montag zu Beginn einer Sitzung des Rates für ausländische Investitionen.

Die Berliner Mauer, die die Stadt in zwei Teile teilte, war 1961 errichtet worden. Erst am 9. November 1989 wurde die 160 Kilometer lange Grenze aus Beton zerstört: Kurz vor Mitternacht fielen die ersten Sperren an den Grenzübergangsstellen zwischen Ost- und Westberlin.

Bis zur endgültigen Wiedervereinigung Deutschlands waren es nur noch elf Monate [http://www.rian.ru].
Berliner Mauerfall vor 20 Jahren, aber sein Staub trübt noch immer die Luft - Presse
MOSKAU, 09. November (RIA Novosti). Am 9. November wird ein bemerkenswertes Jubiläum begangen: Vor 20 Jahren fiel die Berliner Mauer, ein Symbol des Kalten Krieges und der langjährigen Konfrontation zweier politischer Systeme. Darüber schreibt die "Nesawissimaja Gaseta" am Montag.

Ist der Frieden auf unserem Planeten nach dem Mauerfall sicherer geworden? Eindeutig lässt sich die Frage leider nicht beantworten. 

Nach dem Fall der Berliner Mauer brach der Warschauer Pakt zusammen und mit ihm der Sozialismus in seinen Ländern. Die Sowjetunion hörte auf zu bestehen. Die sowjetischen Truppen wurden eilig aus der DDR, Polen, Tschechoslowakei und Ungarn abgezogen. Das Versprechen von George Bush sen. an seinen sowjetischen Amtskollegen Michail Gorbatschow, dass "die Nato um kein Meter nach Osten vorrücken" werde, sind Worte geblieben. 

Nur einen Monat nach dem Fall der Berliner Mauer entsandte Bush sen. 26 000 seine Soldaten nach Panama und führte so vor Augen, dass die US-Politik auch in Zukunft auf militärische Stärke setzen würde. Anfang der 90er Jahre begann der erste, Anfang des 21. Jahrhunderts der zweite Golfkrieg. Dazwischen wurde das geteilte Jugoslawien mit Raketen bombardiert. Von Serbien wurden etwa 20 Prozent seines Territoriums abgespalten, unter dem Nato-Protektorat entstand ein neuer Staat, das Kosovo. 

Bush jun. trat vom ABM-Vertrag von 1972, der als Eckpfeiler der Sicherheit galt, zurück; Moskau legte seine Teilnahme am Vertrag über die konventionellen Streitkräfte in Europa auf Eis; Terroristen zerstörten das World Trade Center in New York. 

Letzteres führte zum Krieg in Afghanistan, der bis heute im Gange ist. 

Die US-Ausgaben für militärische Zwecke stiegen auf 670 Milliarden Dollar... 

Es kam zum Krieg in Südossetien. 

Die Sicherheit der Welt, ja sogar jedes einzelnen Staates ist in den letzten 20 Jahren nicht verlässlicher geworden. Der Mauerfall setzte dem Bestehen einer bipolaren Welt, die sich auf der Angst vor gegenseitiger nuklearer Vernichtung stützte, ein Ende. 

Aber auch die einpolare Welt hat ihre Verletzlichkeit gezeigt. Es ist offensichtlich, dass es gilt, die Beziehungen zwischen Ländern und ihren Bündnissen zu verändern und zu neuen, multipolaren Systemen der Sicherheit zu kommen. 

Damit das geschieht, muss aus den Erfahrungen der letzten 20 Jahre die Lehren gezogen werden. Wie einst als sich Länder zweier verfeindeter Lager einander entgegenkamen, wohl wissend, dass das Zurückhalten von gewissen Differenzen für alle von Nutzen sein werde. 

Das ist die Hauptlehre, die uns die Mauer erteilt hat [http://www.rian.ru/]/

AUFGABEN ZUM SEMINAR: „Geschichte Deutschlands“
1.
Charakterisieren Sie die Entwicklung in beiden Teilen Deutschlands nach dem Zweiten
Weltkrieg. Vergleichen Sie die Nachkriegsentwicklung in West- und Ostdeutschland unter Berücksichtigung der politischen und wirtschaftlichen Grundsätze.
2. Sprechen Sie über die wichtigsten Voraussetzungen für die Wieder​vereinigung der beiden deutschen Staaten. Welche Umgestaltungen mussten in der ehemaligen DDR verwirklicht werden, damit der Beitritt zur Bundesrepublik Deutschland vollzogen werden konnte? 
3. Diskutieren Sie die Folgen der deutschen Einheit für West- und Ostdeutschland. Welche Vor- bzw. Nachteile sind dadurch für die Bevölkerung in beiden Teilen Deutschlands entstanden?
4. Behandeln Sie das Thema: Die Bedeutung der deutschen Einheit für die europäischen Integrationsprozesse. Benutzen Sie dabei auch die jüngsten Presseberichte und die Internet-Materialien.
SELBSTKONTROLLE
Test 1. „Geschichte Deutschlands“
1. Welches ist die älteste Stadt Deutschland?

a) Berlin

b) Köln

c) Trier

2. Wann gab es einen 30 Jahre langen Krieg?

a) im 16 Jh

b) im 17 Jh

c) im 18 Jh
    3. Wann hat Martin Luther gelebt?
a) von 1212  bis 1272

b) von 1483 bis 1546

c) von 1637 bis 1697

4. Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg. Welche Aussagen sind richtig?

a) Im Mai 1945 kapituliert Deutschland. Damit ist der Krieg zu Ende

b) Die Siegermächte teilen Deutschland in 16 Zonen auf.

c) 1949 beschließt die Sowjetunion und politische Vertreter der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands die Gründung der DDR.
d) 1949 wird in den Westzonen das Grundgesetz unterzeichnet und die Bundesrepublik Deutschland gegründet.

e) Der Marshallplan unterstützt die Wirtschaft der DDR. Dort kommt es bald zu einem Wirtschaftswunder.

f) Im Juni 1948 führt die DDR die neue Währung “Deutsche Mark” ein.

5. Wann wurde die berüchtigte Berliner Mauer errichtet? 

a) am 9. Oktober 1949;
 b) am 9. Mai 1945; 
c) am 13. August 1961.
6. Wann besuchte der USA-Präsident John F. Kennedy die geteilte Stadt Berlin?
a) in den 50-er Jahren

b) in den 60-er Jahren

b) in den 70-Jahren

7. Wann beginnt die friedliche Revolution in Deutschland:

a) 1981

b) 1989

c) 1990
8. Wann war die Wiedervereinigung Deutschlands?

a) am 7. August 1191;
 b) am 3. Oktober 1990; 
c) am 31. November 1991.
9. Wann wurde die Europäische Union gegründet:
a) 1992

b) 1993

c) 1995
10.  Wann kommt der Euro als Bargeld in Umlauf:
       a) 1995

       b) 1999

       c) 2002

GEOGRAPHIE

Geographische Lage und Ausdehnung



Die Grenzen Deutschlands haben sich in den letzten hundert Jahren immer wieder verändert. Das letzte Beispiel dafür war 1990 die Vereinigung der Bundesrepublik Deutschland mit der DDR, bei der die 1952 geschaffenen Bezirke der DDR aufgelöst und 5 „neue“ Bundesländer und Berlin gebildet wurden. Die 10 „alten“ westlichen Bundesländer entstanden in ihrer heutigen Form im wesentlichen während der Besatzungszeit und wurden 1949 zur Bundesrepublik Deutschland zusammengefasst.

Seit 1990 besteht nun die Bundesrepublik in ihren neuen Grenzen mit 9 Nachbarländern und einer Fläche von 357.000 km2, aufgeteilt in 16 Bundesländer mit insgesamt 81,57 Millionen Einwohnern. Deutschland gehört mit durchschnittlich 227 Einwohnern pro km2 zu den bevölkerungsdichtesten Ländern Europas.
Seiner Staatsfläche nach nimmt Deutschland im Weltrang den 61. Platz und in Europa den 7. Platz ein. Vom nördlichsten Punkt auf der Insel Sylt bis zum südlichsten Punkt in den Allgäuer Alpen bei Oberstdorf misst man 876 km; von Selfkant mit der deutsch-niederländischen Grenze im Westen bis zur Ostgrenze an der Lausitzer Neiße bei Deschka sind es 632 km.

Seiner zentralen Lage verdankt es Deutschland, dass es von allen europäischen Staaten die meisten Nachbarländer hat: im Norden Dänemark, im Osten Polen und Tschechien, im Süden Österreich und die Schweiz, im Südwesten Frankreich und  Luxemburg sowie im Nordwesten Belgien und die Niederlande. Die Gesamtlänge der deutschen Staatslandesgrenze beträgt 3758 km. Im Nordwesten ist Deutschland Anrainer der Ostsee und im Nordosten Anrainer der Ostsee (die Länge der deutschen Küste beträgt 3338 km).
Politisch-geographische Kennzeichen


	Bundesland
	Landes-
hauptstadt
	Fläche
(km²)
	Einwohner
(× 1.000)
	Bevölkerungs-
dichte
(EW/km²)

	Baden-Württemberg
	Stuttgart
	35752
	10749
	301

	Bayern
	München
	70552
	12520
	177

	Berlin
	—
	892
	3416
	3834

	Brandenburg*
	Potsdam
	29479
	2535
	86

	Bremen
	Bremen
	404
	663
	1640

	Hamburg
	—
	755
	1770
	2344

	Hessen
	Wiesbaden
	21115
	6072
	288

	Mecklenburg-Vorpommern*
	Schwerin
	23180
	1679
	72

	Niedersachsen
	Hannover
	47624
	7971
	167

	Nordrhein-Westfalen
	Düsseldorf
	34085
	17996
	528

	Rheinland-Pfalz
	Mainz
	19853
	4045
	204

	Saarland
	Saarbrücken
	2569
	1036
	404

	Sachsen*
	Dresden
	18416
	4220
	229

	Sachsen-Anhalt*
	Magdeburg
	20446
	2412
	118

	Schleswig-Holstein
	Kiel
	15799
	2837
	180

	Thüringen*
	Erfurt
	16172
	2289
	142


   * Länder auf dem Gebiet der ehemaligen DDR
Naturgeographische Kennzeichen

 
Bundesrepublik Deutschland hat drei Großlandschaftsformen. Im Norden die Norddeutsche Tiefebene, in der Mitte und im Süden (der größte Teil) das Mittelgebirge und die dritte Großlandschaft ist das süddeutsche Alpenvorland (eine Hochebene), mit den sich im südlichsten Teil anschließenden Alpen (Gebirge).

Klima. Ausgesprochen ozeanisch ist das Klima in Nordwest- und Norddeutschland, wo das ganze Jahr über Niederschläge fallen. Die Winter sind dort relativ mild und die Sommer verhältnismäßig kühl. Im Osten Deutschlands weist das Klima bereits deutlich kontinentale Züge auf. Hier kann es im Winter über längere Perioden sehr kalt und im Sommer recht warm werden. In der Mitte und im Süden Deutschlands herrscht ein Übergangsklima vor, das - je nach Großwetterlage - eher ozeanisch oder kontinental geprägt ist.
DEUTSCHLAND EXTREM
	Berge:

Zugspitze (Nördliche Kalkalpen)
2962 m 

Watzmann (Nördliche Kalkalpen)
2713 m 

Feldberg (Schwarzwald)

         1493 m 

Großer Arber (Bayerischer Wald)
1456 m 

Fichtelberg (Erzgebirge)

         1214 m 

Brocken (Harz)



1142 m 



	Flüsse:

Rhein




1233 /

                                           883 für  die Großschifffahrt nutzbar
Elbe




700 km 

Main




524 km 

Weser




440 km 

Spree




382 km 

	Schifffahrtskanäle:

Mittellandkanal



312 km 

Dortmund-Ems-Kanal

         269 km 

Nord-Ostsee-Kanal


         99 km



	Seen und Talsperren: 

Bodensee (Gesamtfläche)

538 qkm 

Bodensee (deutscher Anteil)
          305 qkm 

Müritz




          115 qkm 

Schwammenauel


          205 Mill. qkm

Edertalsperre (Edersee)

          202 Mill. qkm 



	Inseln:

Rügen




         926 qkm

Usedom (deutscher Anteil)

354 qkm 

Fehmarn




185 qkm 

Sylt




         99 qkm 


Glossar
Nationalparks 

Die 14 deutschen Nationalparks befinden sich zu einem großen Teil im Norden der Bundesrepublik. Alle zeichnen sich durch eine einmalige Natur und Landschaft aus und dienen der Bewahrung der natürlichen Artenvielfalt von seltenen Pflanzen und Tieren. Der größte von ihnen ist der Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer mit 441000 Hektar. Der kleinste, der Nationalpark Jasmund mit den berühmten Kreidefelsen der Insel Rügen, hat 3003 Hektar Fläche.

PRESSEBERICHTE ZUM THEMA
Reiseland Deutschland
Als Reiseland wird Deutschland immer beliebter: Mit fast 55 Millionen Übernachtungen ausländischer Gäste verzeichnete die Deutsche Zentrale für Tourismus 2007 ein bemerkenswertes Plus von drei Prozent gegenüber dem Rekordjahr der Fußball-Weltmeisterschaft 2006. Berlin, München, Frankfurt am Main und Köln sind die beliebtesten Städte bei den internationalen Gästen. Die meisten kommen aus dem europäischen Ausland, aus den USA und Asien. Als Bundesländer punkten bei den ausländischen Reisenden regelmäßig Bayern, Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg. 

Während es die Gäste aus dem Ausland überwiegend in die Großstädte zieht, reisen die Deutschen im eigenen Land lieber in kleinere Gemeinden und ländliche Regionen: Bei ihnen gehören die Nord- und Ostseeküste, der Schwarzwald und der Bodensee zu den beliebtesten Ferienzielen. Immerhin verzeichnet Deutschland 14 Nationalparks, 95 Naturparks und 13 Biosphärenreservate. Aber auch als eine Art Open-Air-Fitness-Center gewinnen Küste, Seen, Mittel- und Hochgebirge an Bedeutung. Die Möglichkeiten sind riesig: Allein neun Fernwanderwege mit einer Länge von 9700 Kilometern führen durch Deutschland. Insgesamt streckt sich das Netz markierter Wanderwege über 190000 Kilometer. Auf 50000 Kilometern können Radfahrer über spezielle Fernwege das Land erkunden [www.deutschland.de]. 

Deutsche Alpenstraße
Eine märchenhafte Gipfeltour durch die Alpen

Die Deutsche Alpenstraße - ein Autokino der Extraklasse! Im Jahre 2002 feierte sie 75jähriges Jubiläum und ist somit eine der ältesten deutschen Touristikstraßen. Rund 450 kurvenreichen Kilometern, von Lindau am Bodensee bis nach Berchtesgaden am Königssee nahe der österreichischen Grenze verzaubern die Besucher. Faszinierend an dieser Route ist der Abwechslungsreichtum, der Rhythmus von satten Alpenwiesen, sanftem Hügelland und steilen Berggipfeln, von grünen Wäldern, romantischen Tälern und glitzernden Seen. 

Eingebettet in die grandiose Bergkulisse der Bayerischen Alpen wechseln sich urige Bauerndörfer mit historischen Städten ab, 25 ehrwürdige Burgen, Klöster und malerische Schlösser laden zum Verweilen ein. Die über 20 kristallklaren Bergseen bieten nicht nur einen hinreißenden Anblick, sondern auch jede Menge Sport- und Freizeitmöglichkeiten.
Der teilweise parallel verlaufende Radweg ist eine sportliche Herausforderung an die Kondition der Pedalritter bei der Entdeckung des Ferieneldorados Allgäu. Auch renommierte, historische Kurorte sowie Kulturdenkmäler machen hier und da Lust auf einen Zwischenstopp. Hier kutschiert man auf knackigen Kurven durch die Prachtlandschaft mit ihrem einmaligen Reichtum an Natur und Kultur am Saum der Allgäuer und der Bayerischen Alpen. 

Man muss nicht unbedingt Bergsteiger sein, um sich für die Alpen zu interessieren. Ein Netz gut markierter Spazier- und Wanderwege durch die Natur führt zu den Sehenswürdigkeiten wie stolzen Burgen, prächtigen Schlössern, Kirchen und Klöstern und dürfte somit für jeden Geschmack genügend Auswahl bieten. Man braucht nur ein offenes Herz für die Schönheit der Natur, ihre Wunder und Geheimnisse - und für die Menschen, die hier leben [www.deutschland.de].
Ostfriesland
Woran man nun zuerst merkt, dass Ostfriesland begonnen hat? Vor allem an der Gastfreundschaft, die trotz abwägender Distanz gegenüber allem Fremden - von Herzen natürlich ist und so typisch wie der unvergleichliche Tee, der fast ritual kredenzt wird. Ostfriesland offenbart sich mit bewahrtem Volkstum: Von der “niederländisch” eingefärbten niederdeutschen Sprache, dem Baustil der breit und flach in der Marsch liegenden Backstein-Bauernhäuser wie der städtischen Fassaden, über den Hausrat bis hin zu Sitten und Gebräuchen.

Reize der ostfriesischen Landschaft sieht der Binnenländer meist nur in der Kette der Dünen-Ferieninseln vor der Küste. Das unbegrenzt weit unter dem hohen Himmel liegende Festland dagegen scheint vielen in seiner ‘langen Weile” das Verweilen nicht wert. Doch wie die Menschen erschließt sich auch dieses Land dem Landfremden nicht gleich; es bedarf in seiner weiten Ausgeglichenheit der inneren Ruhe und Muße, belohnt dafür aber unerwartet vielfältig: Da ist die Heiterkeit der grünen Küstenmarsch mit den Wurtendörfern, mit den baumumstandenen Einzelhöfen, glänzend-schwarzbuntem Vieh und braunen Pferden; vor dem Deich die Krabbenfischerhäfen an den Sielen; die stillen, schilfumsäumten “Meere” , die ein unberührtes Dorado der Natur- und besonders der Vogelfreunde sind. Da ist die Buschhecken-Landschaft um die idyllische »Landeshauptstadt« Aurich; die schwermütige Stille der noch verbliebenen Hochmoore. Da sind die blitzsauberen, langgestreckten klinkerbraunen Fehndörfer an den Kanälen, die Windmühlen, die schweren Backsteinkirchen. Die Fassaden der kleinen Städte Norden und Leer erinnern daran, dass Holland nicht weit ist. Die See- und Industriestadt Emden ist Deutschlands größter Erzhafen. 
Unter der Schale ist der Ostfriese sogar gefühlsbetont; er besitzt “knepschen” Humor und versteht es sehr wohl zu feiern. Nur bedarf es dazu des Vertrautseins miteinander und, in Gesellschaft, wohl auch des die Zunge lösenden “ostfriesischen Landweins”, des gebrannten Korns, der nicht von ungefähr in der Stadt Norden seine stärkste Quelle hat und den, nach einem Gedicht von Wilhelm Busch, “der Pieter Doornkaat erfand”.

Wer Ostfriesland und die Ostfriesen richtig einschätzen will, muss auch mit dem ungebrochenen inneren Freiheitsgefühl rechnen, jenem Bewusstsein, “auf freiem, selbsterworbenem Grund zu stehen”. Das ist es, was sie, die leicht Verletzlichen, zuweilen auf Abwehr eingestellt erscheinen lässt. Ostfriesen-Witze? Aber die können sie nur lachen [www.deutschland.de].

AUFGABEN ZUM SEMINAR  „Geographie Deutschlands“:
1. Sprechen Sie über die geographische Lage und politisch-geographische Kennzeichen der Bundesrepublik Deutschland. Benutzen Sie dabei die geographische Karte Deutschlands und Europas.
2. Charakterisieren Sie die naturräumliche Gliederung Deutschlands. Nennen Sie die höchsten Gipfel, die längsten Flüsse und Kanäle, die größten Inseln und Seen in Deutschland. 
3. Sprechen Sie über die bekanntesten deutschen Landschaften unter   Benutzung der vorstehenden Presseberichte. Erzählen Sie auch über die anderen deutschen Landschaften, gebrauchen Sie dabei zusätzliche Materialien.
4. Welche Naturschutzgebiete in Deutschland kennen Sie? Gebrauchen Sie beim Vorbereiten zusätzliche Materialien und finden Sie diese Gebiete auf der Karte. 
SELBSTKONTROLLE 

Test  „Geographie Deutschlands“

1. Wie groß ist die Einwohnerzahl der BRD? 

a) 81, 5 Mio; b) 16, 48 Mio; c) 201, 4 Mio 

2. Wie groß ist die Zahl der Ausländer?

a) 5,3; b) 6,5 Mio; c) 6 Mio

3. Wie groß ist das Territorium der BRD?

a) 357 030 km²; b) 108 344 km²; c) 9 560 000 km² 

4. Welche Berge liegen im Süden des Landes?

a) der Harz; b) die Alpen; c) die Erzgebirge 

5. Welcher Fluss in Deutschland ist der längste?

a) die Elbe; b) der Rhein; c) der Main 

6.  Wie ist die Gesamtlänge von Rhein?

a) 1233 km; b) 2850 km; c) 647 km 

7. An welchem Fluss liegt Berlin?

a) an der Weser; b) an der Spree; c) am Main 

8. An welchem Fluss liegt Dresden?

a) an der Spree; b) am Neckar; c) an der Elbe 

9. An welchem Fluss liegt Hamburg? 

a) an der Mosel; b) an der Elbe; c) an der Oder 

10. Der Brocken ist der höchste Berg …
a) im Harz; b) in den Alpen; c) in den Erzgebirgen 

11. Im Westen grenzt Deutschland …  

a) an Polen; b) an Frankreich; c) an Österreich 

12. Im Osten grenzt Deutschland … 

a) an die Schweiz; b) an Tschechien; c) an Niederlande

13: Im Süden grenzt Deutschland 

a)  an Österreich; b) an Dänemark; c) an Belgien 

14: Der höchste Gipfel Deutschlands heißt Zugspitze, er befindet sich 
a) im Harz; b) in den Alpen; c) im Thüringer Wald 

15. Den .... , den größten See Deutschlands, nennt man auch „Schwäbisches Meer“. 

a) Nordsee; b) Ostsee: c) Bodensee 

16. Was ist das Symbol des Brockens?

a) die Hexe; b) der Hase; c) der Nikolaus

AUFGABEN ZUM SEMINAR  “Bundesländer”
1. Welche deutschen Gebiete möchten Sie gern besuchen? Welche Sehenswürdigkeiten würden Sie da gerne besichtigen? Begründen Sie      Ihre Wahl.  
2. Berichten Sie über die einzelnen Bundesländer Deutschlands. Bereiten Sie eine virtuelle Reise mit 5-7 Aufenthaltsstationen in verschiedenen Städten eines bestimmten Bundeslandes.
3. Machen Sie den folgenden Test. Mehrere Antworten können auf eine Frage zutreffen. 
SELBSTKONTROLLE
Test   “Bundesländer”

1. Stimmt das? Hamburg
a) ist das zweitkleinste Bundesland
b) trägt den stolzen Titel „freie und Hansestadt“
c) grenzt an die Länder Niedersachsen und Schleswig-Holstein
d) hat einen Hafen, der selbst von größten Seeschiffen angelaufen
werden kann
e) hat eine U- und S-Bahn, die Reeperbahn genannt werden
f) hat Werftanlagen, Ölraffinerien und eine starke Veredelungsindustrie für ausländische Rohstoffe, wie z. B. Tabak, Kaffee usw.
2. Stimmt das? Nordrhein-Westfalen
a) hat etwa so viele Einwohner wie die ehemalige DDR

b) hat Düsseldorf zur Landeshauptstadt
c) besitzt mit dem Ruhrgebiet das größte Ballungsgebiet Deutschlands
d) hat im Ruhrgebiet mit Strukturproblemen zu kämpfen, die durch
Konkurrenz anderer Energieträger als Kohle, wie z. B. Erdöl, Erdgas und Kernkraft entstanden sind
e) hat neue Universitäten in Dortmund und Bochum bauen lassen

3. Ist das richtig? Hessen
a) schließt die Rhein-Main-Ebene mit ihren Städten Frankfurt (Messe- und Industriestadt), Wiesbaden (Landeshauptstadt) und Darmstadt(ehemalige Residenzstadt) ein
b) besitzt leider noch keinen größeren Flughafen
c) hat mit Marburg, Gießen und Kassel beliebte Universitätsstädte
aufzuweisen
d) hat als Gebirge die Rhön, den Taunus, den Odenwald und den Spessart
e) ist das reichste Land Deutschlands nach dem Pro-Kopf Einkommen der Bevölkerung

4. Ist das richtig? Rheinland-Pfalz
a) gehörte einmal zu der französischen Besatzungszone

b)  hat Koblenz als Landeshauptstadt

c) hat die Zentrale des Zweiten Deutschen Fernsehens in Mainz
d) hat berühmte Domstädte, wie Mainz, Worms und Speyer
e) ist größter Weinproduzent Deutschlands und wegen seiner Weine
aus den Tälern von Mosel und Rhein weit bekannt

f) besitzt im Moseltal eine 2000 Jahre alte Stadt

5. Stimmt das? Baden-Württemberg
a) entstand durch eine Volksabstimmung 1952 aus den Ländern Württemberg-Baden, Württemberg-Hohenzollern und Südbaden
b) hat eine hohe Quote ausländischer Arbeitnehmer
c) liegt in seiner Wirtschafts- und Finanzkraft über der anderer Bundesländer
d) besitzt Binnenhäfen für den internationalen Güterverkehr in Heilbronn, Stuttgart, Mannheim und Karlsruhe
e) hat mit dem Schwarzwald eines der beliebtesten Feriengebiete
Deutschlands
6. Ist das richtig? Bayern
a) ist das flächenmäßig größte Land Deutschlands
b) trägt den Namen Freistaat Bayern
c) ist das führende Fremdenverkehrsland Deutschlands
d) hat als höchstes Gebirge den Bayerischen Wald
e) ist das Bundesland, in dem die meisten Bürger ohne auffälligen Dialekt (Hochdeutsch) sprechen
f) hat den Rhein zum größten Fluss des Landes
g) hat eine überwiegend katholische Bevölkerung
h) besitzt vor allem Elektro- und Textilindustrie, Maschinenbau und

Nahrungsmittelindustrie
Es hat bekannte Bierbrauereien in Kulmbach und München
7. Stimmt das? Niedersachsen
a) hat Hamburg als Landeshauptstadt
b) zählt zu den flächenmäßig kleinsten Ländern Deutschlands
c) hat die Lüneburger Heide als Landschaftsschutzgebiet
d) versorgt mit seinen landwirtschaftlichen Produkten Hamburg und
das Ruhrgebiet
e) hat das höchste Gebirge Deutschlands: den Harz

8. Ist das richtig? Schleswig-Holstein
a) ist das nördlichste Bundesland

b) war bis 1864 staatsrechtlich mit Dänemark verbunden
c) ist vorwiegend ein Industrieland
d) hat einen Kanal, der zu den meistbefahrenen der Erde gehört: den
Nord-Ostsee-Kanal
e) lebt hauptsächlich von Agrarwirtschaft, Fischwirtschaft und Nahrungsmittelverarbeitung
f) hat die alte Hansestadt Lübeck als Landeshauptstadt

9. Stimmt das? Bremen
a) ist das kleinste Bundesland Deutschlands
b) umfasst die Stadtkreise Bremen und Bremerhaven
c) hat eine gesetzgebende Körperschaft, die sich Bürgerschaft nennt
d) hat mit Bremerhaven den zweitgrößten deutschen Hafen
e) ist mit seinem Philharmonischen Orchester Die Bremer Stadtmusikanten weltberühmt geworden
f) grenzt an Hessen und das Saarland 

g) ist Universitätsstadt

10. Ist das richtig? Das Saarland

a) kam 1835 durch eine Volksabstimmung zu Deutschland

b) zählt    gemessen am Pro-Kopf-Einkommen — zu nicht besonders
reichen Bundesländern
c) zählte nach dem Zweiten Weltkrieg zum französischen Wirtschafts-
und Wahrungsgebiet und wurde erst durch den Vertrag von Lu​xemburg 1957 Bestandteil der Bundesrepublik Deutschland
d) hat bedeutende Steinkohle- und Eisenerzvorkommen

11. Berlin. Stimmt das?
a) Die Berliner Mauer wurde am 13. August 1961 gebaut
b) Bekannte Schlösser Berlins sind das Schloss Charlottenburg und
das Schloss Bellevue
c) Forschungs- und Lehrinstitutionen Berlins sind die Freie Universität, die Humboldt-Universität, die Akademie der Wissenschaften
d) Bekannte Museen Berlins sind das Pergamonmuseum, die Nationalgalerie, die Alte Pinakothek, das Ägyptische Museum
e) Bekannte Bauwerke Berlins sind der Funkturm, die Philharmonie,
das Internationale Congress Centrum
f) Berlin liegt an der Elbe
g)  Berlin ist die alte Reichshauptstadt [Родин 2008: 91-93].
DER STAATLICHE AUFBAU DEUTSCHLANDS. PARTEIEN

Das vereinte Deutschland besteht jetzt aus 16 Bundesländern. Zu den 11 Bundesländern der BRD sind fünf neue Bundesländer auf dem Territorium der ehemaligen DDR hinzugekommen. Unter diesen 16 Bundesländern gibt es drei Stadtstaaten: Berlin, Hamburg und Bremen, von denen jeder den Status eines Bundeslandes hat. 
Die Bundesrepublik ist ein föderativer Staat, d.h. die Bundesländer haben weitgehende Autonomie, besonders in der Kulturpolitik. 

Die Bundesländer haben eigene Regierungen und Parlamente. Die Parlamente der Bundesländer heißen „Landtage“. In den Stadtstaaten heißen die Regierungen „Senat“; die Parlamente in Hamburg und Bremen heißen „Bürgerschaft“ und in Berlin „Abgeordnetenhaus“. Die meisten Bundesländer sind in Regierungsbezirke eingeteilt; und diese wiederum in Landkreise gegliedert. 

Die kleinste Verwaltungseinheit ist die Gemeinde. Auch sie hat ein eigenes Parlament, das Gemeinderat heißt. 
Die Verfassung der Bundesrepublik ist das Grundgesetz vom 9. Mai 1949. Das Grundgesetz bestimmt, dass die Bundesrepublik Deutschland ein demokratischer, föderativer und sozialer Rechtstaat ist. 

Grundrechte Bundesrepublik Deutschland: 
· Freiheitsrechte (Freiheit der Person, Freizügigkeit, freie Meinungsäußerung, Versammlungs- und Pressefreiheit);
· die Unverletzlichkeitsrechte (Brief- u. Postgeheimnis, Unverletzlichkeit der Wohnung, Gewährleistung des Eigentums); 

· die sozialen Grundrechte (z.B. Ehe u. Familie, die "unter besonderem Schutz des Staates" stehen, Recht auf Schulgang usw.). 

Der Bundesstaat besteht aus zwei Ebenen: der Bundesebene und der Länderebene. Die Zuständigkeiten der Bundes- oder Länderebene werden vom Grundgesetz geregelt.
-  Zuständigkeiten des Bundes: Wirtschaftspolitik, Sozialpolitik
- Zuständigkeiten der Länder: Bildungspolitik, Innere Sicherheit (und die Polizei), Kommunale Verwaltung.

Demokratie bedeutet Herrschaft des Volkes. Das Volk übt die Staatsgewalt in Wahlen aus und hat auch das letzte Wort bei der Kontrolle der wichtigsten Einrichtungen des Staates, den fünf "Verfassungsorganen". Diese sind der Bundestag und der Bundesrat mit gesetzgebenden Aufgaben (Legislative), das Bundesverfassungsgericht zur höchsten Rechtsprechung (Judikative) und schließlich der Bundespräsident und die Bundesregierung, die ausführende Aufgaben übernehmen (Exekutive). Die Bundesregierung steuert die politischen und staatlichen Geschäfte, hat jedoch auch das Initiativrecht für Gesetze.
Die Verfassungsorgane sind: 

1) der Bundespräsident, 

2) das Parlament

3) der Bundeskanzler
4) die Regierung. 

5) das Bundesverfassungsgericht
Der Bundespräsident
 Der Bundespräsident repräsentiert die Bundesrepublik Deutschland als Staatsoberhaupt. Er vertritt das Land nach außen und ernennt die Regierungsmitglieder, die Richter und die hohen Beamten. Mit seiner Unterschrift setzt er die Gesetze in Kraft. Er entlässt die Regierung und darf, wie im Sommer 2005 geschehen, das Parlament in Ausnahmefällen vorzeitig auflösen. Er besitzt kein Vetorecht und wird für 5 Jahre von der Bundesversammlung gewählt. Der Bundespräsident repräsentiert den Bund völkerrechtlich und beglaubigt die diplomatischen Vertreter.
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Das Parlament
Das Parlament besteht aus zwei Kammern, dem Bundestag und dem Bundesrat. 

Der Bundestag ist die Volksvertretung. Das Volk wählt die Bundestagsabgeordneten alle vier Jahre in einer allgemeinen, unmittelbaren, freien, gleichen und geheimen Wahl. Die wichtigsten Aufgaben des Bundestags sind die Gesetzgebung, die Wahl des Bundeskanzlers und die Kontrolle der Regierung. 
Der Bundestag ist das deutsche Parlament. Seine Abgeordneten organisieren sich in Fraktionen und wählen aus ihrer Mitte einen Präsidenten.
Seit 1949 sind im Parlament rund 9000 Gesetzesvorlagen eingebracht und mehr als 6200 Gesetze verkündet worden. Überwiegend handelt es sich dabei um Gesetzesänderungen. Die meisten Entwürfe stammen von der Bundesregierung. Ein kleinerer Teil wird aus dem Parlament oder vom Bundesrat eingebracht. Auch hier gleicht der Bundestag den Parlamenten anderer parlamentarischer Demokratien darin, dass er hauptsächlich Gesetze verabschiedet, die von der Bundesregierung vorgeschlagen werden. Der Bundestag verkörpert allerdings weniger den Typ des Debattierparlaments, wie es die britische Parlamentskultur kennzeichnet. Er entspricht eher dem Typ des Arbeitsparlaments. Die Arbeit wird hauptsächlich in Fachausschüssen erledigt.
Der Bundesrat ist die Ländervertretung und bildet das föderative Element in der Verfassungsstruktur der Bundesrepublik. Jedes Bundesland hat dort von drei bis fünf Stimmen. Der Bundesrat wirkt am Zustandekommen der Bundesgesetze mit. Dabei unterscheidet er sich von den Zweiten Kammern anderer Bundesstaaten. Das Grundgesetz sieht zwei Arten von Mitwirkung vor. Bundesgesetze, die den Ländern zusätzliche Verwaltungskosten verursachen oder die an die Stelle bisheriger Landesgesetze treten, unterliegen der Zustimmungspflicht des Bundesrates: Der Bundesrat muss einem Gesetzesbeschluss des Bundestages zustimmen, damit dieser wirksam werden kann. Hier hat der Bundesrat den Status einer mit dem Bundestag gleichberechtigten gesetzgebenden Körperschaft. Gegenwärtig sind mehr als 50 Prozent aller Gesetzesbeschlüsse zustimmungspflichtig. Weil die Bundesgesetze grundsätzlich von den Länderverwaltungen ausgeführt werden, bringen die wichtigsten und kostenintensiven Gesetze die Verwaltungshoheit der Länder ins Spiel. Von diesen Zustimmungsgesetzen sind die „Einspruchsgesetze“ zu unterscheiden. Diese kann der Bundesrat zwar ablehnen. Der Bundestag kann den Einspruch aber mit der gleichen Mehrheit wie im Bundesrat – einfache, absolute oder Zweidrittel-Mehrheit – zurückweisen. 

Der Bundeskanzler 
Der Bundeskanzler wird vom Bundestag auf Vorschlag des Bundespräsidenten gewählt, und danach stellt er die Minister seiner Regierung (sein Kabinett) vor. Nach dem Grundgesetz bestimmt der Bundeskanzler in den folgenden vier Jahren die Richtlinien der Politik. 

Der Bundeskanzler ist das einzige gewählte Mitglied der Bundesregierung. Die Verfassung räumt ihm das Recht ein, selbst die Minister als die Leiter der wichtigsten politischen Behörden auszuwählen. Der Kanzler bestimmt ferner die Anzahl der Minis​te​rien und er legt deren Zuständigkeiten fest. Er besitzt die Richtlinien​kompe​tenz.

Der Bundeskanzler kann durch ein konstruktives Misstrauensvotum abgelöst werden
.
Die bisherigen Kanzler 

1. Konrad Adenauer, CDU, 1949-1963, Koalitionen mit verschiedenen Parteien
2. Ludwig Erhard, CDU, 1963-1966, Koalition mit der F.D.P.
3. Kurt Kiesinger, CDU, 1966-1969 ,"große" Koalition mit der SPD
4. Willi Brandt, SPD, 1969-1974 , "kleine" Koalition mit der F.D.P.
5. Helmut Schmidt, SPD, 1974-1982,  Koalition mit der F.D.P.
6. Helmut Kohl, CDU, 1982-1998, Koalition mit der F.D.P. bestätigt in der Wahl.
7. Gerhard Schröder,  SPD, 1999, Koalition mit Bündnis 90/ Die Grünen. 
8. Angela Merkel, CDU, 2005 Große Koalition mit SPD, 2009 Koalition mit FDP.
Die Bundesregierung
 Bundesregierung besteht aus den Bundesministern, der Bundeskanzlerin und dem Chef des Kanzleramts, wird von der Kanzlerin eingesetzt, vom Präsidenten ernannt und durch den Koalitionsvertrag festgelegt. Zurzeit besteht sie aus 14 Ressorts (Ministerien). Nach dem Ressortprinzip leitet jede Ministerin oder jeder Minister ihren oder seinen Aufgabenbereich in eigener Verantwortung. Die Bundeskanzlerin oder der Bundeskanzler darf deshalb nicht ohne Weiteres in die Befugnisse der Ministerinnen oder Minister "hineinregieren". Zugleich muss jede Ministerin oder jeder Minister allerdings darauf achten, Entscheidungen nur innerhalb des von der Kanzlerin oder dem Kanzler vorgegebenen politischen Rahmens zu treffen.
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	Ressort/Amt
	Amtsinhaber
	Partei

	Bundeskanzlerin
	Angela Merkel
	CDU

	Wirtschaft und Technologie und
Stellvertreter der Bundeskanzlerin
	Philipp Rösler
	FDP

	Auswärtiges Amt
	Guido Westerwelle
	FDP

	Inneres
	Hans-Peter Friedrich
	CSU

	Justiz
	Sabine Leutheusser-Schnarrenberger
	FDP

	Finanzen
	Wolfgang Schäuble
	CDU

	Arbeit und Soziales
	Ursula von der Leyen
	CDU

	Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
	Ilse Aigner
	CSU

	Verteidigung
	Thomas de Maizière
	CDU

	Familie, Senioren, Frauen und Jugend
	Kristina Schröder
	CDU

	Gesundheit
	Daniel Bahr
	FDP

	Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
	Peter Ramsauer
	CSU

	Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
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	CDU

	Bildung und Forschung
	Annette Schavan
	CDU

	Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
	Dirk Niebel
	FDP

	Bundesminister für besondere Aufgaben und
Chef des Bundeskanzleramtes
	Ronald Pofalla
	CDU


Das 
Bundesverfassungsgericht 
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) in Karlsruhe wacht über die Einhaltung des Grundgesetzes. Es ist das oberste Organ der Verfassungsgerichtsbarkeit, politisch unabhängig gegenüber allen anderen Verfassungsorganen und wird immer nur auf Antrag tätig. Entscheidungen des BVerfG sind unanfechtbar und bindend für alle übrigen Staatsorgane.

Das Verfassungsgericht kann nur dann tätig werden, wenn es mit einer Klage befasst wird. Der Kreis der Klageberechtigten umfasst die Bundesorgane (Bundespräsident, Bundes​tag, Bundesrat, Bundesregierung) oder deren Teile (Abgeordnete oder Fraktionen) sowie Landesregierungen. Das Verfassungsgericht wird im „Verfassungs​streit“ zum Schutz der im Grundgesetz garantierten Gewaltenteilung und des Bundesstaates aktiv. Um auch einer parlamentarischen Minderheit die Anrufung des Verfassungsgerichts zu ermöglichen, genügt ein Drittel der Mitglieder des Bundestages, um Klage gegen eine Rechtsnorm zu erheben („abstrakte Normenkontrollklage“).  

Die Arbeit des Bundesverfassungsgerichts hat auch politische Wirkung. Das wird besonders deutlich, wenn das Gericht ein Gesetz für verfassungswidrig erklärt. Das Gericht ist aber kein politisches Organ. Sein Maßstab ist allein das Grundgesetz. Fragen der politischen Zweckmäßigkeit dürfen für das Gericht keine Rolle spielen. Es bestimmt nur den verfassungsrechtlichen Rahmen des politischen Entscheidungsspielraums. Die Begrenzung staatlicher Macht ist ein Kennzeichen des Rechtsstaats

Das Wahlsystem in Deutschland 
Das Wahlsystem ist ein personalisiertes Mehrheitswahlrecht, das auch für die meisten Landtagswahlen gilt. Für Wahlen wird Deutschland in Wahlkreise eingeteilt, aus denen mit Hilfe des Zweistimmensystems die doppelte Anzahl Abgeordnete bestimmt wird. Mit der Erststimme kann sich jeder Wähler für die politische Persönlichkeit entscheiden. Dagegen unterstützt er mit seiner Zweitstirnme das Programm einer Partei sozusagen pauschal (sog. 'Landesliste'). Natürlich kann er so auch zwei verschiedenen Parteien seine Stimme geben, wenn er z.B. meint, dass eine bestimmte Koalition sich bewährt habe.
Fünf-Prozent-Klausel. Die Fünf-Prozent-Klausel wird auch Fünf-Prozent-Hürde genannt. Hinter diesem Begriff verbirgt sich eine Vorschrift für politische Parteien. Sie besagt, dass nur Parteien ins Parlament einziehen dürfen, die bei einer Wahl mindestens fünf Prozent der Wählerstimmen erhalten haben. Damit soll verhindert werden, dass viele kleine Splitterparteien ins Parlament einziehen. Das könnte die politische Arbeit schwierig, unübersichtlich und im schlimmsten Fall unmöglich machen. 
Staatssymbole 
Die Fahne der Bundesrepublik ist schwarz-rot-gold.
Die drei Farben spielten in den Befreiungskriegen gegen Napoleon (1812-1815) sowie insbesondere während der Revolution von 1848 als Symbol des aufstrebenden Bürgertums eine wichtige Rolle. Daran knüpfte sowohl die Weimarer Republik (offiziell ab 1922) wie die Bundesrepublik (seit 1949) an. Auch die DDR verwendete diese Farben, zusammen mit einem sozialistischen Emblem in der Mitte, das während der friedlichen Revolution im Herbst 1989 herausgeschnitten wurde: "Wir sind ein Volk!". 
Das Bundeswappen
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Ferner verfügt jedes Bundesland über eigene Wappen und Farben, die mit der historischen Entwicklung des jeweiligen Gebiets zusammenhängen. 
 Die Nationalhymne, das "Lied der Deutschen" (kurz auch "Deutschlandlied" genannt) wurde 1841 geschrieben zur Musik von Joseph Haydn (ursprünglich Hymne für Kaiser Franz I.), als Deutschland aus 39 souveränen Territorien bestand. Verfasser war August Heinrich Hoffmann von Fallersleben, der den Text auf der Nordseeinsel Helgoland, die damals noch zu England gehörte, schrieb. Die erste, heute nicht mehr gesungene Strophe mit den Zeilen "Deutschland, Deutschland über alles, über alles in der Welt" gab eher einem Wunschdenken nach der Einigung und Festigung Deutschlands Ausdruck, als dass sie den Drang nach Weltherrschaft signalisierte. In diesem Sinne konnte sie später, vor allem während des Nationalsozialismus, missverstanden und missbraucht werden. Da heute bei offiziellen Gelegenheiten nur noch die dritte Strophe - gesungen wird, dürfte Deutschland über eine der kürzesten Nationalhymnen in der Welt verfügen.
Einigkeit und Recht und Freiheit

Für das deutsche Vaterland

Danach lässt uns alle streben

Brüderlich mit Herz und Hand!

Einigkeit und Recht und Freiheit

Sind der Glückes Unterpfand-

Blüh’ im Glanze dieses Glückes,

Blühe, deutsche Vaterland.
Glossar
Fachausschüsse 

Die Ausschüsse des Bundestages sind Organe des ganzen Parlaments. In der 16. Legis​latur​periode hat das Parlament 22 stän​dige Aus​schüsse eingesetzt. Von der Ver​fassung vorgeschrieben sind die Ein​setzung des Aus​wärtigen Ausschusses, des EU-Aus​schusses, des Verteidigungs- und des Peti​tions​aus​​schus​ses. Ihre Aufgabe ist es, die Ver​hand​​lungen des Bundestages vorzu​berei​ten. Im Beisein der Regierungs- und der Bundes​rats​ver​treter werden Gesetz​ent​würfe unter​sucht und die Gegen​sätze zwischen Regierung und Oppo​sition, soweit möglich, ausgeglichen.

Fraktionsgemeinschaft 

Mindestens fünf Prozent der Mitglieder des Bundestags, die derselben Partei oder solchen Parteien angehören, die aufgrund gleichgerichteter politischer Ziele in keinem Bundesland miteinander im Wettbewerb stehen, können eine Fraktion bilden. Nach der Fraktionsstärke bemisst sich auch ihr Anteil an der Zusammensetzung der Ausschüsse und des Ältestenrates.

Kommunale Selbstverwaltung 

Nach dem Grundgesetz haben Städte, Ge​mein​den und Kreise das Recht, alle Ange​le​gen​heiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verant​wor​tung zu regeln. Das Selbst​verwal​tungs​recht umfasst vor allem den öffentlichen Nah​ver​kehr, den örtlichen Straßen​bau, die Ver​sor​gung mit Wasser, Gas und Strom, die Ab​wasser​​ent​s​orgung und die Städte​​bau​pla​nung.

Sozialstaat 

Der Sozialstaat kann in Deutschland auf eine lange Tradition zurückblicken. 1883 wurden die Gesetze zur Krankenversicherung, 1884 zur Unfallversicherung, 1889 zur Invaliditäts- und Altersversicherung erlassen. Während damals nur ein Zehntel der Bevölkerung durch diese Versicherungen geschützt war, sind es heute rund 90 Prozent.

Sperrklausel 

Nur solche Parteien werden bei der Man​dats​zu​tei​lung im Bundestag berück​sich​tigt, welche die Hürde von fünf Prozent der Wähler​stimmen übersprungen oder min​des​tens drei Wahlkreismandate erreicht haben.

Subsidiaritätsprinzip 

Die Subsidiarität gehört zu den Kern​ge​dan​ken des Föderalismus. Danach haben Ver​antwortung und Entscheidungen bei der kleins​ten sozialen Gemeinschaft zu liegen, die zur Prob​lem​bewältigung in der Lage ist – zunächst beim Individuum, dann bei der Familie, den Vereinigungen, den Kommunen, Ländern und dem Gesamtstaat bis hin zur Euro​pä​ischen Union und den Ver​einten Nationen.

Wählerschaft 
Knapp 62 Millionen Deutsche über 18 Jahre sind aufgerufen, an der Wahl zum Bundestag teilzunehmen. Dabei stellen die mehr als 32 Millionen Frauen die Mehrheit. 
Wahlrecht 

Allgemeines, gleiches und geheimes Wahlrecht ab 18 Jahre (bei Kommunalwahlen teilweise ab 16 Jahre), Wahlen zum Bundestag alle 4 Jahre 
Die politischen Parteien

Die Parteien bestimmen das politische Leben in der Bundesrepublik. Ihre Vertreter sitzen im Bundestag, in den Landesparlamenten und in den Gemeindevertretungen. Parteimitglieder sitzen aber auch in den Aufsichtsräten großer Firmen, in Rundfunkräten oder sind Vorsitzende von Sportvereinen. Auf diese Weise wirken Parteien in fast jedem gesellschaftlichen Bereich und haben dort Einfluss. 

Die Aufgabe von Parteien ist es, zwischen der Regierung und der Bevölkerung zu vermitteln. Für den einzelnen Bürger hat den Vorteil, dass er nicht zu jeder einzelnen politischen Entscheidung befragt werden und abstimmen muss. Er kann sich vor einer Wahl die Programme und Absichten der Parteien anschauen und sie vergleichen. Danach kann er entscheiden, welche Partei an ehesten seine Interessen vertritt und seiner persönlichen politischen Meinung am nächsten steht. 

Insgesamt gibt es heute in der Bundesrepublik etwa 40 politische Parteien oder parteiähnliche Gruppierungen, jedoch wird das politische Geschehen nur von wenigen großen Parteien bestimmt. 

Die größten und bedeutendsten Parteien Deutschlands sind:

die Christlich-Demokratische Union (CDU) (1945 gegründet)
Christlich-Soziale Union (CSU) (nur in Bayern) 

die Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD) (1863 gegründet),

 die Freie Demokratische Partei (FDP),

 die Linke (Nachfolgepartei der SED und PDS)

 Bündnis 90/Die Grünen. 
CDU / CSU . Die Unionsparteien, die zur europäischen Parteienfamilie der christlichen Demokraten gehören, treten überall in Deutschland – mit Ausnahme Bayerns – als Christlich Demokratische Union auf. Im Bundesland Bayern verzichtet die CDU auf ein eigenes Auftreten und überlässt das Feld der mit ihr eng verbundenen Christlich-Sozialen Union. Im Bundestag haben sich die Abgeordneten beider Parteien dauerhaft zu einer Fraktionsgemeinschaft zusammengeschlossen. 
1945 gründeten sich fast gleichzeitig in allen Besatzungszonen CDU-Verbände. Der Aufbau der Bundesrepublik Deutschland ist immer mit der CDU und ihrem ersten Vorsitzenden, Bundeskanzler Konrad Adenauer, verbunden. 
Nach der Wahlniederlage 1998 verstärkte sich die Diskussion über das Programm der Partei. Auch wenn es zu keinem grundlegenden Richtungswechsel kam, so gab es in der Folgezeit dennoch weitere Veränderungen. Beispielsweise wurde der Bezug auf christliche Vorstellungen schwächer. Auch das konservative Familienbild wird immer mehr aufgeweicht. 
Am meisten Beachtung in der Öffentlichkeit fanden jedoch die programmatischen Neuerungen im Bereich der Wirtschaftspolitik mit der von Angela Merkel propagierten "Neuen Sozialen Marktwirtschaft". Hinter diesem Konzept verbirgt sich in erster Linie das Ziel, den Arbeitsmarkt stärker zu liberalisieren. 
Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD) ist die zweite große Kraft im deutschen Parteiensystem. Sie gehört zur europäischen Parteienfamilie der Sozialdemokraten und demokratischen Sozialisten. 
Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands ist die älteste deutsche Partei (1863). Die SPD verstand sich anfangs als Arbeiterpartei und setzte sich für die Rechte der Atbeiter ein. In der Regierungszeit Adolf Hitlers wurde die SPD verboten. 1945 begann die Partei wieder mit ihrer Arbeit. In den fünfziger Jahren gab die SPD ihre ablehnende Haltung gegenüber der Marktwirtschaft auf. Von 1966 bis 1982 stellte die SPD die Regierung, zunächst zusammen mit der CDU, dann zusammen mit der FDP. 

Mit dem Kanzlerkandidaten Gerhard Schröder gelang es der SPD 1998, die Bundestagswahlen zu gewinnen und zusammen mit Bündnis 90/Die Grünen die Regierung zu stellen. 
CDU/CSU und SPD gelten als Volksparteien, das heißt, sie haben in der Vergangenheit mit Erfolg einen breiten Querschnitt der Wählerschaft umworben. Beide stehen grundsätzlich positiv zum Sozialstaat mit seinen Einkommensgarantien für Alte, Kranke, Behinderte und Erwerbslose. CDU/CSU integrieren eher die Schichten der Selbstständigen, Gewerbetreibenden und Unternehmer, die SPD steht den Gewerkschaften nahe. 
Die Freie Demokratische Partei (FDP) gehört zur Familie der liberalen europäischen Parteien. Ihr politisches Credo ist das geringstmögliche Eingreifen des Staates in den Markt. Die FDP ist keine Volkspartei. Sie genießt Rückhalt vor allem in den höheren Einkommens- und Bildungsschichten. 
Die FDP entstand als Zusammenschluss aus vielen Kleinen-Parteien im Jahr 1948. Sie war nie eine besonders starke Partei, wurde aber oft an der Regierung beteiligt.
 Während der Krise der FDP Mitte der 1990er Jahre sah die Partei erneut die Notwendigkeit zur programmatischen Erneuerung, 1997 verabschiedete sie daraufhin das vom Generalsekretär Guido Westerwelle ausgearbeitete und heute noch gültige Programm "Wiesbadener Grundsätze – Für die liberale Bürgergesellschaft". Hier unterstreicht die FDP die Vorzüge der Marktwirtschaft, die "die Interessen der Einzelnen mit den Interessen aller" verknüpfe. Gleichzeitig fordert die Partei eine Erneuerung der sozialen Komponente der sozialen Marktwirtschaft. Das Ziel einer langfristigen sozialen Sicherung soll vor allem durch eine Stärkung der privaten Vorsorge erreicht werden.
Die liberalen Grundrechte werden vor allem als "Abwehrrechte der Bürger gegenüber dem Staat" verstanden. Die Partei betont die persönliche Freiheit und individuelle Verantwortung jedes Einzelnen und fordert zu deren Verwirklichung einen deregulierten und entbürokratisierten Staat.
Die Partei „Die Grünen“ gründete sich 1980 und war schon drei Jahre später im Bundestag vertreten. Sie ging aus verschiedenen Bürgerinitiativen hervor, die sich für den Umweltschutz einsetzen. Umweltschutz ist bis heute ein Schwerpunkt im Programm der Partei. 

Die Grünen gehören zur europäischen Parteienfamilie der grünen und ökologischen Parteien. Ihr programmatisches Merkmal ist die Kombination der Marktwirtschaft mit den vom Staat zu überwachenden Geboten des Natur- und Umweltschutzes. Auch sie vertreten eher gut verdienende und überdurchschnittlich gebildete Wählerinnen und Wähler. 
Anfangs lehnte die Mehrheit der Parteimitglieder eine Koalition mit anderen Parteien oder eine Regierungsbeteiligung strikt ab. Das hat sich mittlerweile geändert. 1993 schlössen sich die Grünen mit der Partei „Bündnis 90“ zusammen. (Bürgerrechtsbewegung in der ehemaligen DDR). 
Hauptanliegen und wichtigstes Markenzeichen von Bündnis 90/Die Grünen war und ist der Umweltschutz. Darüber hinaus steht die Partei für gemäßigt links-liberale Positionen. Das aktuelle Grundsatzprogramm "Die Zukunft ist grün" wurde auf der Bundesdelegiertenkonferenz im März 2002 verabschiedet und ersetzt das schon seit 1980 geltende Vorgängerprogramm.
Mit der Wiedervereinigung betrat die Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS) die politische Bühne der Bundesrepublik Deutschland. Sie ist 1989 aus der sozialistischen Staatspartei der früheren Deutschen Demokratischen Republik, der SED, hervorgegangen. Die PDS hat sich zu einer demokratischen Partei gewandelt. Politisch erfolgreich war sie zunächst ausschließlich in den fünf östlichen Ländern der Bundesrepublik, dem ehemaligen Staatsgebiet der DDR. Zur Bundestagswahl 2005 kandidierten Mitglieder der neu gegründeten und bislang erst bei einer Landtagswahl angetretenen Partei Wahlalternative Arbeit & Soziale Gerechtigkeit (WASG) auf der Liste der PDS, die sich in Die Linkspartei.PDS unbenannte. Im Juni 2007 schlossen sich die beiden Parteien zur Partei Die Linke zusammen.
PRESSEBERICHTE ZUM THEMA

 DEUTSCHLAND NACH DER WAHL 2005 
Deutschland hat gewählt: Unbequem, aber nicht unklug. Die großen Parteien CDU/CSU und SPD liegen nur vier Mandate auseinander. Deutlichen Stimmenzuwachs gegenüber der letzten Bundestagswahl konnten die FDP und die Linkspartei. PDS verzeichnen.
Die Bundestagswahl vom 18. September 2005 hat ein denkbar knappes Ergebnis gebracht: Die großen Volksparteien CDU/CSU und SPD liegen nur vier Mandate auseinander. Nach schwierigen Vorgesprächen treten sie in Verhandlungen über eine Große Koalition. Die beiden Schwesterparteien CDU/CSU erhielten 35,2 der Stimmen, die bislang zusammen mit Bündnis 90/Die Grünen regierende SPD kam auf nur ein Prozent weniger.
Für die Regierungsbildung ein kompliziertes Ergebnis, denn beide Spitzenkandidaten, der bisherige Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) und Angela Merkel (CDU), konnten nur eine Koalition in Erwägung ziehen, die von den ursprünglich favorisierten Konstellationen (SPD und Bündnis 90/Die Grünen beziehungsweise CDU/CSU und FDP) abwich. Denkbar gewesen waren auch eine Ampelkoalition* von SPD, FDP und Grünen sowie ein Bündnis von Union, FDP und Grünen — beides zeichnete sich schon in den ersten Tagen nach der Wahl als nicht konsensfähig ab.
Drei Wochen nach der Wahl verständigten sich CDU/CSU und SPD nach langen Vorgesprächen darauf, Verhandlungen über eine Große Koalition auf-zunehmen. Nach schwierigen ersten Sondierungen einigten sich die Spitzen der Parteien am 10. Oktober auf Angela Merkel als Kanzlerin. Die SPD soll voraussichtlich acht Ministerien (darunter das Amt des Außenministers und das des Vizekanzlers) erhalten.
Nun sind große Koalitionen weder die reine Liebeshochzeit noch Plattform für politische Visionen. Wohl aber kann eine gemeinsame Regierung von CDU/CSU und SPD die Grenzen der parteipolitischen Prinzipienreiterei aufweichen und pragmatische Ansätze vor ideologische stellen. Mehr Flexibility, mehr Problemlösungskompetenz, höhere Effizienz — eigentlich das, was die Politik ständig von den Bürgerinnen und Bürgern verlangt. Auch sie können nicht nur in ihren Wunschkonstellationen leben. Insofern haben die Wählerinnen und Wähler nicht unklug gewählt [Deutschland 5/2005].
Die geliehene Größe der FDP 

REUTERS/Wolfgang Rattay. Geht die Union wirklich geschwächt aus der Wahl hervor? Die führenden Demoskopen sehen im Zugewinn der FDP vor allem eine taktische Meisterleistung bürgerlicher Wähler. Die Erstwähler hingegen werden immer unberechenbarer. 
Den Demoskopen zufolge ist es das Resultat einer taktischen Meisterleistung der Wähler: die schwarz-gelbe Ehe zwischen Merkel und Westerwelle.

Auch sie sind Gewinner dieser Wahl: Nachdem die Demoskopen 2005 mit ihrer Prognose von 40 Prozent plus X für die CDU/CSU gründlich daneben lagen, zeigten sie bei dieser Wahl erstaunliche Genauigkeit. Beim Auftritt der vier führenden Meinungsforschungsinstitute im Bundespressezentrum triumphierte heute vor allem Forsa-Chef Manfred Güllner: Seine letzte Umfrage nahm am Freitag vor der Wahl das Ergebnis fast exakt vorweg - bis auf eine um zwei Prozent zu optimistische Prognose für die SPD.
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Einig waren sich die Wahlforscher auch in der vorsichtigen Bewertung des Wählertransfers von der CDU/CSU zur FDP: "Die Wähler wissen das Wahlsystem immer besser taktisch zu nutzen", bescheinigte Richard Hilmer von infratest dimap den Wählern strategische Intelligenz. "Das bedeutet noch keine langfristige Bindung. Gerade die FDP muss jetzt Flagge zeigen." Ähnlich zurückhaltend bewertete Matthias Jung von der Forschungsgruppe Wahlen das Traumergebnis der Liberalen: "Die Wahl 2005 war dadurch charakterisiert, dass sich CDU und FDP zu ähnlich waren." Indem Angela Merkel die CDU durch zunehmende Besetzung sozialer Themen wieder zur Mitte hin geöffnet habe, sei neben der Union eine Profilierungsfläche freigeworden. "Stimmen wirtschaftlich interessierter Menschen an die FDP zu verlieren, ist da der Blutzoll."



CDU konstant, Schwächen bei SPD und CSU

Überraschend positiv bewerteten die Meinungsforscher auch den Wahlkampf der CDU: "Unterm Strich hat die CDU mit ihrem Nicht-Wahlkampf Recht gehabt", betonte Manfred Güllner: "Sie hat die Abwanderung zur FDP durch Zuwanderung von der SPD und deren Demobilisierung neutralisiert." Die Etablierung der volkstribunhaften, nicht-konfrontativen "Kanzlerpräsidentin" Merkel sei in der Krisenstimmung genau das Richtige gewesen. Ein Eindruck, den Matthias Jung bestätigte: Gerade in einer Krisensituation entspreche eine "weichgespülte" Position eventuell eher einer modernen Wähler-Sichtweise, als das klassische Wahlversprechen: "Ein großer Teil der Bevölkerung interessiert sich nicht für politische Details, für die ist Glaubwürdigkeit entscheidend. Mit Versprechungen, die jeder mit einem einfachen Dreisatz dechiffrieren kann, kommt man da nicht mehr weiter."

Die Stärkung der Steuersenkungspartei FDP erklärt das freilich nicht, die sei - neben der taktischen Dimension - vor allem den verbesserten Sympathiewerten geschuldet, wie Renate Köcher vom Allensbach-Institut bestätigte. Die Zweifelhaftigkeit überzogener Wahlversprechen habe dagegen neben der SPD vor allem die CSU getroffen, hauptverantwortlich für die Stimmenverluste der Union: Die CSU sei "unglaubwürdig in ihrer Radikalität", so Matthias Jung. Eine Schwäche, die sie mit der "ausgezehrten" (Köcher) Regierungspartei SPD ebenso teilt wie die drastische Entwurzelung bei ihrer Stammwählerschaft: "Die CSU ist die ehemals modernste Volkspartei Europas", so Manfred Güllner. Durch die Vernachlässigung des Lokalen habe sie aber nun eine Lücke für Freie Wähler und FDP geschaffen. "Die CSU kann nicht mehr binden wie früher, und das wird lange Zeit so bleiben", bestätigte der Bayer Richard Hilmer.

"Hirnrissige Kampagnen" und "Ego-Trips"

Uneins waren sich die Meinungsforscher indes über jene Ursachen für das Scheitern der SPD, die über ihre inhaltliche Entkernung unter Schröder und in der Großen Koalition hinausgehen: So nannte Manfred Güllner neben den Ego-Trips der Kandidatinnen Ypsilanti und Schwan auch handwerklich schlecht gemachte, wenn nicht gar "hirnrissige" Kampagnen: "Die Fokussierung auf ein Thema reicht für eine Volkspartei nicht. Mit 'Arbeit' allein zeigt man keine Generalkompetenz." 2005 habe das noch durch die Person Schröder kompensiert werden können. Dem widersprach Richard Hilmer: Am Personal habe es auch diesmal nicht gelegen, lediglich hätten die Wähler programmatisch nicht eingestellt werden können. Die fehlende Machtoption und das Werben mit der Ampel seien hier entscheidend gewesen.

Annähernd zwei Millionen Stimmen habe die SPD an die Nichtwählerschaft verloren, rechnete Hilmer, der auch die geringe Wahlbeteiligung für die Auszehrung der Volksparteien verantwortlich machte. Ein weiteres Phänomen: Gewohnheitsmäßiges Wahlverhalten werde gerade in der jüngeren Generation durch bewegliches abgelöst - das führe zur Stärkung kleiner Parteien. Speziell die jungen Wähler hätten, unter anderem mit ihrem großzügigen Votum für die Piratenpartei, deutlich gemacht, dass sie neben Konstellationen vor allem Themen wählen und keine klassischen Wahl-Milieus. Die Demokratie stehe damit vor einer großen Aufgabe: "In manchen Großstädten haben wir in der Gruppe der Jungwähler nahezu eine Patt-Situation zwischen sechs Parteien." [www.dw-world.de].
Moskau zur Bundestagswahl: Im Westen nichts Neues? (RIA-Novosti)
Moskau. Russland reagiert gelassen auf das Berliner Wahlergebnis – so auch auf der kleinen Wahlfete der Deutschen Botschaft. An den deutsch-russischen Beziehungen ändere sich nichts, meint Wladislaw Below vom Europainstitut. (28.09.2009)
Es war kein rauschendes Fest, sondern eine eher bescheidene Fete für eine Hundertschaft von Journalisten, Politologen und Botschaftsmitarbeitern. Die russische Polit-Prominenz, die bei den vergangenen Wahlfeten noch bereitwillig die Ergebnisse kommentiert hatten, fehlte diesmal
Die Stimmung war nicht gerade überschäumend – dem Ergebnis angemessen: Auch der teilweise Machtwechsel in Berlin werde sich auf die deutsch-russischen Beziehungen so gut wie gar nicht auswirken, erklärt Wladislaw Below, Direktor des Deutschlandzentrums des Europa-Institutes der Akademie der Wissenschaften. 
Merkel bestimmt die Richtlinien der Außenpolitik

Denn schliesslich sei Aussenpolitik immer um Kontinuität bemüht. Auch werde Angela Merkel als Kanzlerin natürlich die Richtlinien der Aussenpolitik bestimmen, meint Below. Und auch im aussenpolitischen Programm Westerwelles seien keine Anzeichen für einen Kurswechsel in der deutschen Ostpolitik zu erkennen.

Zwar gebe es seitens der FDP Kritik an der russischen Menschenrechtspraxis, merkt Below an, das sei aber schon auch bei allen anderen Parteien so gewesen, die den Außenminister stellten. Angela Merkel werde jedenfalls das gute Verhältnis zu Russland bewahren und weiter entwickeln wollen, wie es den Interessen beider Länder entspreche
Freude über den FDP-Erfolg

Richtige Freude über das Wahlergebnis kam nur bei den russischen Liberalen auf. Sergej Mitrochin, Vertreter der liberalen Partei „Jabloko“ freute sich über die neuen Aussichten mit Westerwelle als wahrscheinlichem Außenminister. Auch sei es für „Jabloko“ ein gutes Zeichen, dass angesichts der Wirtschaftskrise liberale Parteien an Gewicht gewinnen können

Westerwelle nicht seriös genug für das Amt des Außenministers?

Allerdings gab es auch Unzufriedene. „Ich bin enttäuscht, dass die FDP so viele Stimmen bekommen hat“, sagt Bernd Bonwetsch, Leiter des Deutschen Historischen Institut in Moskau (DHI). Er trauert Aussenminister Steinmeier nach, der nie nach billiger Popularität gehascht habe und hält Westerwelle nicht für kompetent genug, neuer Außenminister Deutschlands zu werden [http://www.rian.ru/]
Politiker auf Zeit? Rösler will die FDP führen 

 Großansicht des Bildes mit der Bildunterschrift: 
Die inhaltlichen und personellen Diskussionen in der FDP nach dem Landtagswahl-Debakel und dem Rückzug von Guido Westerwelle gehen weiter - aber wenigstens dessen Nachfolge scheint geklärt: Philipp Rösler will antreten (03.2011)
 

Knapp sieben Jahre bleiben Philipp Rösler noch als Parteivorsitzender oder als Minister - und zwar nicht, weil es jetzt neuerdings generell ein Höchstalter oder ein frühes Verfallsdatum für FDP-Spitzenpolitiker geben würde. Sondern weil er es selbst so plant. Mit 45 Jahren wolle er aufhören in der Politik, das hat Rösler mehrfach angekündigt. Das sei dann früh genug, um noch etwas anderes zu machen. Jetzt ist Rösler 38 Jahre alt, soviel steht fest - aber an welchem Tag er geboren worden ist, das weiß er selbst nicht genau. Sein offizielles Geburtsdatum, der 24. Februar 1973, ist nämlich nachträglich von Amts wegen festgelegt worden. Phillip Rösler stammt aus Vietnam; seine leiblichen Eltern kamen vermutlich in Kriegswirren ums Leben, irgendjemand lieferte das Baby in einem katholischen Waisenhaus in Saigon ab. Von dort aus kam das Findelkind im Alter von neun Monaten nach Deutschland und wurde von einem deutschen Ehepaar adoptiert. 

Gesundheitsressort als Schleudersitz
Bildunterschrift: Man darf vermuten, dass dem Familienmenschen Rösler eigentlich die politischen Gestaltungsmöglichkeiten als niedersächsischer Wirtschaftsminister völlig ausgereicht hätten - diese Amt übernahm er am 18. Februar 2009. Denn dann wäre sein Arbeitsplatz Hannover geblieben - wo er mit seiner Frau Wiebke, ebenfalls Ärztin, und seinen jetzt zweieinhalb Jahre alten Zwillingstöchtern wohnt. Doch dann kam der Erfolg der FDP bei der Bundestagswahl - und Rösler, seit 2005 auch Mitglied des Bundespräsidiums der Partei, bekam das Gesundheitsressort angetragen: Fachlich gewissermaßen passend für einen Mediziner, politisch aber doch seit jeher ein Posten mit "Schleudersitz"- Gefahr. Es geht um große Budgets, um die einflussreiche Lobbygruppen hart kämpfen.

Wie nicht anders zu erwarten – einige Federn lassen musste Rösler im Amt; mal kam die Kritik von seinen Ärztekollegen, mal von der Pharmabranche und mal aus der von Streichungen und Kostensteigerungen geplagten Bevölkerung. Als großen Wurf dürfte der Minister die mühsam gefundene, komplizierte Mischfinanzierung bei der gesetzlichen Krankenversicherung wohl selbst nicht empfinden. Es war ein Kompromiss zwischen den Regierungsparteien FDP und CDU. Aber wer sich "mit dem wohl schwierigsten Job, den die Republik zu vergeben hat" einigermaßen achtbar aus der Affäre zieht, der hat wohl auch das Zeug zum Parteivorsitzenden - so dachten sich jetzt wohl viele FDP-Politiker. 

Familie hat Vorrang
Philipp Rösler selbst hat lange gezögert, die Nachfolge seines Förderers Guido Westerwelle anzutreten - wohl nicht nur aus vorgetäuschter Bescheidenheit: "Wenn ich den Eindruck gewönne, die Politik könnte meine Familie gefährden, würde ich sie sofort aufgeben", sagte er dazu. Jetzt legt Philipp Rösler erst einmal noch einen Gang zu. Knapp sieben Jahre noch, dann wird er 45.
 Michael Gessat. Redaktion: Klaudia Prevezanos [http://www.dw-world.de/dw/article/0,,14967786,00.html]
„UNSERE BESTEN"
Beim deutschen Fernsehsender ZDF wollte man es genau wissen. Mit der Frage: „Wer sind die gröβten Deutschen?", wandte man sich an das Fernsehpublikum. Es gab Sendungen zu diesem Thema, und am Ende durften die Zuschauer aus einer Liste von 1600 Personen abstimmen, wer die 100 gröβten Deutschen sind. Danach gab es noch einmal ein Rennen um die besten 10. Etwa 3,3 Millionen Menschen haben bei der Abstimmung mitgemacht. 
Die Sieger sind:
1. Konrad Adenauer (1876-1967). 1949 wurde er zum ersten Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland gewählt. Er sagte: „Wenn die anderen glauben, man ist am Ende, dann muss man erst richtig anfangen."

2. Martin Luther (1483-1546). Seine 95 Thesen gegen den Ablasshandel waren der Auslöser der Reformation. Er sagte: „Hier stehe ich, ich kann nichts anders. Gott helfe mir. Amen."
3. Karl Marx (1818-1883). Zusammen mit Friedrich Engels gilt er als Begründer des wissenschaftlichen Sozialismus. Er schrieb: „Alle Revolutionen haben bisher nur eines bewiesen, nämlich, dass sich vieles ändern lässt, bloβ nicht die Menschen.
4. Hans und Sophie Scholl (1918/1921-1943). Die Geschwister gehörten 1942/43 der studentischen Widerstandsbewegung „Weiβe Rose" an. Sie wurden 1943 zum Tode verurteilt und hingerichtet.

5.Willy Brandt ( 1913-1992). Seine Friedens und Ostpolitik machte ihn zu einem bedeutenden Bundeskanzler.
6. Johann Sebastian Bach (1685- 1750) Seine Musik bildet den unübertroffenen Höhepunkt des musikalischen Barock.
7. Johann Wolfgang von Goethe(1749 -1832) Er prägte die Dichtung des «Sturm und Drang» ebenso wie die «Weimarer  Klassik".

8.Johannes Gutenberg( ca. 1397-1468). Gutenberg war der Erfinder der Bruchdruckerkunst mit beweglichen Buchstaben. Er machte die Bibel bereits 1454 zum Bestseller.

9.Otto von Bismark (1815-1898). Der «Eiserne Kanzler» galt als Einiger des Deutschen Reiches.

10. Albert Einstein (1879-1955). Der Physiker entwickelte unter anderem die Relativitätstheorie [«Der Weg», 44/2004].
AUFGABEN ZUM SEMINAR „Staatsaufbau Deutschlands“
1. Sprechen Sie über die Struktur des Staatsaufbaus in Deutschland. Gehen Sie dabei auf die Zusammen​setzung und die Funktionen der Machtorgane auf der Bundes- und Landesebene ausführlich ein.

2. Erzählen Sie über die Funktionen und Grundrechte des Deutschen Bundestages. Wie wird der Deutsche Bundestag gewählt? Berichten Sie kurz über die Zusammensetzung des 17. Bundestages. Vergleichen Sie das Kräfteverhältnis im 16. mit dem im 17. Bundes​tag. Wem und in welchen Fällen obliegt die Auflösung des Bundestages? 

3. Charakterisieren Sie den Bundesrat als eines der Organe der obersten Staatsgewalt in Deutschland. Welche Funktionen obliegen dem Bundesrat? Erzählen Sie über die Zusammensetzung des Bundesrates. Wie sind die einzelnen Bundesländer im Bundesrat vertreten? Welche Organe hat der Bundesrat aufzuweisen? Beweisen Sie eine besondere Rolle des Bundesrates bei der Gesetzgebung. Informieren Sie sich über die aktuelle Zusammensetzung des Bun​desrates (Internet, Materialien der Massenmedien).
4. Wer bekleidet heute den Posten des Bundesratspräsidenten? Von welcher Bedeutung ist dieses Amt in der Struktur der höchsten Machtorgane in Deutschland?
5. Сharakterisieren Sie das Wahlsystem bei den Wahlen zum Deutschen Bundestag. Erläutern Sie die Bedeutung der Erst- und Zweitstimme. Beschreiben Sie das Wesen der Fünf-Prozent-Sperrklausel. Wie und von wem werden die Kandidaten für die Bundestagswahlen aufgestellt? Wie und von wem wird der Wahltermin angesetzt? In wieviel Wahlkreise und nach welchem Prinzip ist das ganze Bundesgebiet geteilt? 
6. Warum wird in einem wahrhaft demokratischen Staat eine so groβe Bedeutung den Wahlen beigemessen? Vergleichen Sie das Wahlsystem in Deutschland mit dem in Russland. Welche Ähnlichkeiten und Unterschiede können Sie feststellen? Diskutieren Sie diese Fragen mit Ihren Studienkollegen im Unterricht.

7. Was gehört zu den Nationalsymbolen eines Staates? Wozu benötigt ein Staat Nationalsymbole? Beschreiben Sie das Bundeswappen der Bundesrepublik Deutsch​land und erzählen Sie über seine Herkunft. Welche Bedeutung messen Sie persönlich den Natio​nalsymbolen bei? Diskutieren Sie diese Fragen mit Ihren Studienkollegen.

AUFGABEN ZUM SEMINAR „Parteien Deutschlands“

1. Was bezeichnet das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland als Aufgabe der politischen Parteien? Was wird gleichzeitig von Parteien gefordert? Vergleichen Sie die Rolle der politischen Par​teien in Deutschland und in Russland.

2. Charakterisieren Sie die soziale Zusammensetzung der zahlenmäßig stärksten politischen Parteien in Deutschland. Nehmen Sie Stellung zu den gesellschaftlichen Grundpositionen und Hauptanliegen der größten politischen Parteien in Deutschland. 

3. Sprechen Sie unter Benutzung der Presseberichte über die wichtigsten Ereignisse im parteipolitischen Geschehen in Deutschland in den Jahren 2004-2012. Sprechen Sie über die Ergebnisse der einzelnen politischen Partei​en bei den Bundestagswahlen. Welche Parteien sind heute in den Landtagen und Länderregierungen am stärksten vertreten

4. Informieren Sie sich anhand der jüngsten Materialien der Massenmedien und des Internets über die neuesten Entwicklungen im parteipolitischen Leben der Bundesrepublik Deutschland. Wie hoch ist der Frauenanteil unter den Mitgliedern in den einzelnen Parteien?
SELBSTKONTROLLE 

Test „Staat und Politik“
1. Wann war die Vereinigung Deutschlands?

a) am 3. Oktober 1990; 
b) am 31. November 1991; 
c) am 7. August 1991 

2. Aus wie vielen Bundesländern besteht Deutschland?

a) aus 16; b) aus 18; c) aus 12 

3. Wer ist das Staatsoberhaupt der BRD?

a) der Präsident; b) der Bundeskanzler; c) der Bundestag 

4. Wer ist der Leiter der Bundesregierung?

a) der Präsident; b) der Bundeskanzler; c) der Bundestag 

5. Wann wurde die Berliner Mauer errichtet?
a) am 9. Oktober 1949; b) am 9. Mai 1945; c) am 13.August 1961

6. Wie heißt das Parlamentsgebäude im Zentrum Berlins, über dessen Portal geschrieben ist: „Dem Deutschen Volke“?

a) Das rote Rathaus b) der Landtag c) der Reichstag
7. Wann schrieb Hoffmann von Fallersleben das Deutschlandlied?

a) 1841; b) 1751; c) 1840

8. Wie verstand Hoffmann von Fallersleben das Deutschlandlied?

a) als „Liebeslied“ an seine Heimat;
b) als Ruf zum Krieg;

c) als Ruf zum friedlichen Leben
9. Die Staatsflagge von Deutschland ist …

a) schwarz-rot-gold; b) rot-schwarz-weiß; c) weiß-schwarz-gold

10. Das zentrale Verfassungsorgan der Bundesrepublik Deutschland ist:
a) der Bundesrat
b) die Bundesregierung
c) der Bundestag
d) die Bundesversammlung
11. Die Interessen der Länder vertritt beim Bund:

a) Der Bundesrat

b) Der Bundespräsident

c) Der Bundeskanzler
12. Was ist richtig?
a) Der Bundestag hat weniger Mitglieder als der Bundesrat.

b) Der Bundesrat besteht aus Mitgliedern der Landesregierungen.

c) Die Länder sind entsprechend ihrer Bevölkerungsgröße mit verschiedener Stimmenzahl im Bundesrat vertreten.
13. Die Bundesregierung besteht laut Artikel 62 des Grundgesetzes aus:
a)  dem Bundespräsidenten

b)  dem Bundeskanzler

c)  den Bundesministern

14. Der Bundespräsident wird gewählt von:
 a) dem Bundeskanzler
b) der Bundesversammlung

c) der ganzen Bevölkerung

15. Das einzige vom Bundestag gewählte Kabinettsmitglied ist
a)  der Bundeskanzler

b)  der Bundesminister für Verteidigung

c)  der Präsident des Bundesverfassungsgerichts
16. Die Bundesregierung wird auch bezeichnet als
a)  Ressort

b)  Kabinett

c)  Bundesrat

d)  Bundesversammlung
17. Die Bundesregierung hat ihren Sitz
a)  in Berlin (Hauptstadt der Bundesrepublik Deutschland)

b)  in Bonn (ehemalige Bundeshauptstadt)

c)  in München (Hauptstadt des großten Flächenstaates)

d)  in Düsseldorf (Hauptstadt des bevökerungsreichsten Bundeslandes)
18. Welche der folgenden Informationen über die Bundestagswahl ist
richtig?
a)  Jeder Wähler kann auf seinem Stimmzettel zwei Kreuze machen.

b)  Jeder Wahlkreis entsendet zwei Bundestagsabgeordnete.

c)  Auf seinem Stimmzettel stimmt der Wähler in der einen Spalte für
einen Kandidaten und in der anderen Spalte für eine Partei.

d)  In den Wahlkreisen ist der Bewerber mit den meisten Stimmen gewählt (relatives Mehrheitswahlrecht).

19. Wer in Deutschland eine kleine Partei wählt,
a)  muss befürchten, dadurch berufliche und gesellschaftliche Nachteile zu erhalten.

b)  muss befürchten, dass seine Stimme „unter den Tisch fällt", d. h. 
nutzlos ist und am Ende nicht zählt.

c)  muss befürchten, vom Verfassungsschutz registriert zu werden,
weil auf dem Stimmzettel Name und Adresse vermerkt sind.
20. Welche Parteien zählt man zu den deutschen Volksparteien?

a) SPD
b) FDP

c) Die Linke

d) CDU

e) Die Grünen

DIE WIRTSCHAFT UND DIE SOZIALPOLITIK IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND
Deutschland zählt zu den am höchsten entwickelten Industrienationen der Welt und ist nach den USA und Japan die drittgrößte Volkswirtschaft. Mit 82,3 Millionen Einwohnern ist Deutschland auch der größte und wichtigste Markt in der Europäischen Union (EU). Im Jahr 2007 wurde in Deutschland ein Bruttoinlandsprodukt (BIP) von 2423 Milliarden Euro erwirtschaftet, was einer Summe von 29455 Euro pro Kopf entspricht. 
Diese Leistung beruht vor allem auf dem Außenhandel. Mit einem Exportvolumen von 969 Milliarden Euro (2007), mehr als einem Drittel des Bruttonationaleinkommens, ist Deutschland weltweit der größte Exporteur von Gütern. 2007 wurde Deutschland zum fünften Mal in Folge „Exportweltmeister“. Dadurch ist Deutschland wie kaum ein anderes Land wirtschaftlich global ausgerichtet und stärker als viele andere Länder mit der Weltwirtschaft verflochten. 
Die wichtigsten Wirtschaftszentren in Deutschland sind:

· das Ruhrgebiet (Industrieregion im Wandel zum Hightech- und Dienstleistungszentrum), 
· die Großräume München und Stuttgart (Hightech, Automobil), 
· Rhein-Neckar (Chemie), 
· Frankfurt am Main (Finanzen), 
· Köln, Hamburg (Hafen, Airbus-Flugzeugbau, Medien), 
· Berlin und Leipzig. 

 

	Ballungsraum
	Einwohner
Stadt
	Einwohner
 Agglomeration
	Einwohner
 Metropolregion

	Berlin
	3.430.000
	4.200.000
	5.950.000

	Hamburg
	1.780.000
	2.549.000
	4.270.000

	München
	1.330.000
	1.940.000
	5.200.000

	Köln
	995.000
	1.846.000
	

	Frankfurt
	665.000
	1.915.000
	5.520.000

	Stuttgart
	600.000
	2.670.000
	5.290.000

	Ruhrgebiet/Rhein-Ruhr
	
	5.746.000
	11.470.000


Industrie 

Die Industrie trägt 87 Prozent (2006) zu den Gesamtausfuhren bei und ist damit der Motor des Außenhandels. Die wichtigsten Industriezweige sind der Automobilbau, die Elektrotechnik, der Maschinenbau und die chemische Industrie. Allein in diesen vier Branchen arbeiten rund 2,88 Millionen Menschen, die einen Umsatz von 767 Milliarden Euro verbindet generieren. 

Ähnlich wie die Elektroindustrie spielt auch die Feinmechanik/Optik eine bedeutende Rolle. Die Eisen- und Stahlindustrie konzentriert sich in wenigen Gebieten. 
Wie in allen westlichen Industrienationen vollzieht sich seit Jahren auch in der deutschen Industrie ein tiefgreifender Strukturwandel. Einige traditionelle Industriebranchen (Stahl, Textil) sind in den vergangenen Jahren durch Verlagerung der Absatzmärkte und den Druck aus Niedriglohnländern zum Teil stark geschrumpft oder wie etwa in der Pharmaindustrie durch Übernahmen und Fusionen in den Besitz ausländischer Unternehmen gelangt. 
Gleichwohl ist die Industrie die wichtigste Säule der deutschen Wirtschaft und hat im Vergleich zu anderen Industriestaaten wie Großbritannien oder den USA eine breite und beschäftigungsstarke Basis – acht Millionen Menschen arbeiten in Industriebetrieben. 

Dienstleistungen: Der größte Sektor

Fast 28 Millionen Menschen arbeiten im weitesten Sinne im sich dynamisch entwickelnden Dienstleistungssektor – rund zwölf Millionen davon bei privaten und öffentlichen Dienstleistungsunternehmen, nahezu zehn Millionen in Handel, Gastgewerbe und Verkehr sowie sechs Millionen in Finanzierung, Vermietung und Unternehmensdienstleistung. 
Auch diese Branche ist zu gut 40 Prozent durch kleine und mittelständische Unternehmen geprägt. Private und öffentliche Dienstleistungsunternehmen sind an der gesamten Bruttowertschöpfung von 2094 Milliarden Euro bereits mit 468 Milliarden Euro beteiligt (2006); Unternehmen aus den Bereichen Finanzierung, Vermietung und Unternehmensdienstleistung zusätzlich mit 618 Milliarden Euro. Eine wichtige Säule im Dienstleistungssektor bilden die Unternehmen des Banken- und Versicherungswesens. Sie konzentrieren sich in Frankfurt am Main, wo auch die Europäische Zentralbank (EZB), die Hüterin des Euro, die Bundesbank und die Deutsche Börse ansässig sind. 
Eine Branche rückt immer mehr in den Vordergrund: die Kulturwirtschaft. Der auch als Kreativwirtschaft bekannte Sektor umfasst die Teilbranchen Musik, Literatur, Kunst, Film und darstellende Künste, aber auch Rundfunk/TV, Presse, Werbung, Design und Software. Obwohl noch keine einheitliche statistische Erhebung vorliegt, haben sich die „Creative Industries“ in vielen Regionen, wie zum Beispiel in Berlin, zu einem stabilen Wirtschaftsfaktor entwickelt. 
In jüngster Zeit hat die deutsche Wirtschaft einen konjunkturellen Aufschwung erlebt – im Jahr 2007 wuchs sie um 2,5 Prozent. Mit 8,4 Prozent fiel der Anstieg der Unternehmensinvestitionen zudem besonders deutlich aus. Mit dem Wirtschaftswachstum, das von Wachstumsimpulsen sowohl aus dem Ausland als auch aus dem Inland profitiert, geht eine Verminderung der Zahl der arbeitslos gemeldeten Menschen einher. Im Dezember 2007 lag sie bei 3,4 Millionen – das war der niedrigste Dezember-Stand seit 1992. Für diese positive wirtschaftliche und arbeitsmarktpolitische Entwicklung gibt es eine Reihe von Faktoren. Die Wirtschaftspolitik hat die so genannten Rahmenbedingungen verbessert und die Unternehmen haben ihre Wettbewerbsfähigkeit gesteigert. So wurden die Lohnzusatzkosten gesenkt, der Arbeitsmarkt flexibilisiert und Bürokratie abgebaut. Außerdem trat 2008 die Reform der Unternehmenssteuer in Kraft. Damit werden die Firmen weiter deutlich entlastet. Die Unternehmer haben gleichzeitig Einkaufs- und Kostenstrukturen optimiert, in innovative Produkte investiert und sich fit für den Wettbewerb gemacht. 
[image: image7.png]Die gropten deutschen Industrieunternehmen
nach Umsatz 2006 (in Millionen Euro)
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Die größten Industrieunternehmen. Mit über 151 Milliarden Euro Umsatz (2006) lag DaimlerChrysler deutlich vor seinem Konkurrenten Volkswagen. (Ende 2007 hat sich Daimler von Chrysler getrennt.) Betrachtet man die Zahl der Beschäftigten, liegt Siemens vorne. Mit 475000 Beschäftigten ist das Unternehmen der größte private Arbeitgeber in Deutschland 

 Börse und Banken. Frankfurt am Main ist der führende Bankenstandort in Kontinentaleuropa mit über 100 der „Top-500-Bankinstitute“. Die Stadt ist Sitz der Europäischen Zentralbank (EZB), der Bundesbank und der Frankfurter Wertpapierbörse. Die großen deutschen Unternehmen werden im Deutschen Aktien Index (DAX) gehandelt. Die größte Bank Deutschlands ist die Deutsche Bank mit einer Bilanzsumme von 1126 Milliarden Euro und rund 69000 Mitarbeitern 

 Die großen Dienstleister. Die Deutsche Telekom AG (61,3 Milliarden Euro) und die Deutsche Post AG (60,5 Milliarden Euro) liegen deutlich an der Spitze der umsatzstärksten Dienstleistungsunternehmen. Mit 520000 Beschäftigten ist die Deutsche Post außerdem der größte Arbeitgeber in diesem Wirtschaftssektor. Die Deutsche Bahn, das Touristikunternehmen TUI und die Deutsche Lufthansa mit einem Umsatz von 20 Milliarden Euro und rund 95 000 Beschäftigten sind die nächstgrößeren  

Die deutschen Top-Marken. Mercedes, BMW, SAP, Siemens, Volkswagen, Adidas-Salomon und Porsche gehören zu den weltweit am höchsten bewerteten Marken. Im internationalen Ranking der wertvollsten Marken des Jahres 2007 (Business Week) sind deutsche Unternehmen zehnmal vertreten und damit nach den USA die zweitstärkste Gruppe bei den Top 100 der globalen Trademarks (Der Wirtschaftsstandort  von Thomas Straubhaar). 
Außenhandel
Die Außenwirtschaft spielt eine entscheidende Rolle im Wirtschaftsleben Deutschlands. Es steht nach den USA an zweiter Stelle im Welthandel. Jeder dritte Erwerbstätige im Lande arbeitet direkt für den Export. Eine derart große Abhängigkeit von der Außenwirtschaft hat folgenden Grund: Deutschland ist ein dicht besiedeltes Industrieland mit nur sehr geringen eigenen Rohstoffvorkommen. Es verfügt über einen hohen Stand der Technologie, und einen leistungsfähigen Produktionsapparat. 

An der Spitze der Ausfuhrgüter der Bundesrepublik stehen Kraftfahrzeuge, Maschinen aller Art, chemische und elektrotechnische Erzeugnisse. Auf der Einfuhrseite haben Nahrungs- und Genussmittel das größte Gewicht. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) haben die Zollunion verwirklicht: sie haben den Handelsaustausch untereinander von allen Zöllen und mengenmäßigen Beschränkungen befreit. Deshalb sind die größten Handelspartner der Bundesrepublik die EU-Staaten. 1986 kamen 52% der Gesamteinfuhr in die Bundesrepublik aus den EU-Staaten, 51% seiner Ausfuhr lieferte Deutschland an die EU-Staaten. Auf der Lieferantenliste der deutschen Importeure nehmen die Niederlande den ersten Platz ein, und Frankreich steht an zweiter Stelle. Bei der Ausfuhr belegte Frankreich den ersten Rang, dann kommen die USA. 

Für die Erschließung oder Sicherung der Außenmärkte gewinnen private Auslandsinvestitionen immer größere Bedeutung. Etwa 80% aller Investitionen entfallen auf die westlichen Industrieländer und 15% auf die Entwicklungsländer. 
Landwirtschaft
Die Bundesrepublik Deutschland verfügt über eine leistungsfähige Landwirtschaft, die etwa 80% des Inlandsbedarfs an Nahrungsmitteln deckt. Das Bild der Landwirtschaft in Deutschland bestimmen nach wie vor bäuerliche Familienbetriebe. Eine ungleich wichtigere Rolle für die Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln spielen jedoch die Haupterwerbsbetriebe. Ihre wichtigsten Anbauprodukte sind Brot- und Futtergetreide, Kartoffeln, Zuckerrüben, Gemüse, Obst und Wein. Die meisten Betriebe halten Nutzvieh. Es gibt auch Hühnerfarmen sowie Schweine- und Rindermästereien, die eher rationellen Industriebetrieben gleichen

Glossar
Cluster 

Wenn sich eine kritische Masse von Firmen in räumlicher Nähe zueinander befindet, spricht man von einem Cluster. Cluster sind Netz​werke von Produzenten, Zulieferern und For​schungs​ein​rich​tungen, die entlang einer Wert​schöpfungskette gebildet werden. Vor allem mit Blick auf die Zukunftstechnologien gelten Cluster als Innovationsmotoren. Erfolgreiche Cluster sind zum Beispiel die Automobil​industrie in Baden-Württemberg, die Kon​zen​tration von Firmen im Bereich der Medi​zin​technik in Tuttlingen, die „Chip-Region“ um Dresden oder das Biotech​nolo​gie-  Cluster in der Region Berlin- Brandenburg, das sich als führender Life-Science-Standort in Deutsch​land versteht. 

Soziale Marktwirtschaft 

Das Grundgesetz als Verfassung der Bundesrepublik Deutschland schreibt keine bestimmte Wirtschaftsordnung vor, schließt aber eine reine, freie Marktwirtschaft durch die Verankerung des Sozialstaatsprinzips aus. Seit Gründung der Bundesrepublik Deutschland 1949 bildet die Soziale Marktwirtschaft die Basis der deutschen Wirtschaftspolitik. Sie ist der Versuch eines Mittelweges zwischen einer reinen Marktwirtschaft und dem Sozialismus. Entwickelt und umgesetzt wurde die Soziale Marktwirtschaft von Ludwig Erhard, dem ersten Wirtschaftsminister und späteren Bundeskanzler. Ihr Grundkonzept basiert auf dem Prinzip der Freiheit einer Marktwirtschaft, ergänzt um sozialpolitische Ausgleichsmaßnahmen. Danach soll auf der einen Seite das freie Spiel der Kräfte auf dem Markt grundsätzlich ermöglicht werden. Auf der anderen Seite garantiert der Staat ein soziales Netz zur Absicherung von Risiken.

Wirtschaftspolitik 

​Die Gestaltung und Koordinierung der Wirt​schafts- und Finanzpolitik ist gemäß dem föde​ra​len System eine gemeinsame Aufgabe von Bund, Ländern und Gemeinden. Sie wirken in verschiedenen Gremien zusammen. Darüber hinaus wird die Bundesregierung von unabhängigen Wirtschaftswissenschaftlern beraten. Jedes Jahr im Januar legt die Bundes​regierung dem Bundestag und dem Bundesrat den Jahreswirtschaftsbericht vor. Er beschreibt unter anderem die für das laufende Jahr von der Bundesregierung an​ge​streb​ten wirtschafts- und finanzpolitischen Ziele und die Grundzüge der geplanten Wirtschafts- und Finanzpolitik. Eine Voraus​setzung für das Funktionieren des Wirt​schafts​lebens in Deutschland ist der freie Wett​bewerb, der durch das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen geschützt wird. Es verbietet wettbewerbswidriges Verhalten von Unternehmen, aber auch des Staates. Ebenso werden Unternehmensfusionen, staat​liche Subventionen und Markt​zutrittsschran​ken hinsichtlich ihrer Wett​be​werbs​wirkung beurteilt. 

NEUES IN SOZIALPOLITIK 2010

Europa. Vertrag von Lissabon
Am 1. Dezember 2009 ist der Vertrag von Lissabon in Kraft getreten, ein völkerrechtlicher Vertrag zwischen den 27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Seitdem gibt es eine Ratspräsidentschaft, die zweieinhalb Jahre den Vorsitz des Europäischen Rates führt (erster Ratspräsident ist der belgische Premierminister Herman Van Rompuy), sowie einen Hohen Vertreter für Außen- und Sicherheitspolitik (erste „EU-Außenministerin“ wurde die britische Politikerin Catherine Ashton). 
Zum europäischen Reformprozess und weiteren Neuerungen des Vertrags von Lissabon siehe Unterrichtsmaterialien „Europäische Union“: Hintergrundinformationen, Arbeitsblatt und Schaubild
Familie

Kindergeld und Kinderfreibeträge

Das Kindergeld wurde zum Jahreswechsel um 20 Euro angehoben. Es beträgt nun für das erste und zweite Kind 184 Euro, für das dritte Kind 190 Euro und für jedes weitere Kind 215 Euro. Die Kinderfreibeträge wurden ebenfalls erhöht, und zwar von 6.024 auf 7.008 Euro. Dadurch stiegen auch die Unterhaltsansprüche von Kindern von alleinerziehenden Elternteilen. Der gesetzliche Mindestunterhalt beträgt für sie nun bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres 317 Euro, bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres 364 Euro und bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres 426 Euro. Auf diesen Mindestunterhalt wird das Kindergeld zur Hälfte angerechnet.
Arbeit und Soziales

Gesetzesvorlage zum Arbeitslosengeld II: höhere Freigrenze für Altersvorsorge

Wer auf Arbeitslosengeld II angewiesen ist, soll künftig von höheren Freigrenzen bei der Anrechnung seiner privat angesparten Altersvorsorge profitieren. So lautet der Beschluss des Bundeskabinetts für den Entwurfs zum „Sozialversicherungsstabilisierungsgesetz“. Statt bisher 250 Euro sollen die Menschen 750 Euro pro Lebensjahr (zum Beispiel als Lebensversicherung fürs Alter) behalten dürfen, ohne dass das Ersparte beim Arbeitslosengeld II angerechnet wird oder sie den Vertrag vorzeitig und mit hohen Verlusten kündigen müssen. Voraussetzung ist, dass dieses „Schonvermögen“ in jedem Fall der Altersvorsorge dient und so angelegt ist, dass es erst mit Eintritt in den Ruhestand ausgezahlt werden kann. Über die Gesetzesvorlage beraten Bundestag und Bundesrat noch in diesem Jahr.
Rentenversicherung: Beitragssatz bleibt

Der Beitragssatz in der allgemeinen Rentenversicherung beträgt unverändert 19,9 Prozent. Der Mindestbeitrag beläuft sich weiterhin auf 79,60 Euro.
Sozialversicherung: Beitragsbemessungsgrenzen und Versicherungspflicht

Die Beitragsbemessungsgrenzen, also die Einkommensgrenzen, bis zu denen Sozialabgaben zu entrichten sind, werden jährlich gemäß der Einkommensentwicklung aktualisiert. Im Westen liegen die Beitragsbemessungsgrenzen für die allgemeine Rentenversicherung und für die Arbeitslosenversicherung bei 5.500 Euro Bruttoeinkommen im Monat, im Osten bei 4.650 Euro.

Die Beitragsbemessungsgrenze für die Kranken- und Pflegeversicherung beträgt bundeseinheitlich 3.750 Euro. Versicherungspflichtig ist, wer bis zu 49.950 Euro im Jahr verdient. Wer drei Jahre hintereinander über ein höheres Einkommen verfügt, kann in die private Krankenkasse wechseln.

Pflegeversicherung: höhere Leistungen

Ab Januar 2010 gibt es höhere Leistungen bei der Pflegeversicherung. Das monatliche Pflegegeld, das Pflegebedürftigen gezahlt wird, die von ihren Angehörigen betreut werden, steigt in allen drei Pflegestufen um je zehn Euro auf 225 Euro in Pflegestufe I, 430 Euro in Pflegestufe II und 685 Euro in Pflegestufe III. Auch die Sätze für die Betreuung von zu Hause lebenden Pflegebedürftigen durch Pflegedienste steigen – und zwar auf monatlich 440 Euro in Pflegestufe I, 1.040 Euro in Pflegestufe II und 1.510 Euro in Pflegestufe III. Das sind je nach Pflegestufe 20 bis 60 Euro monatlich mehr als im Jahr 2009. Bei der Heimpflege bleiben für die meisten Pflegebedürftigen die Sätze gleich, nur an den Pflegekosten von Schwerstpflegebedürftigen (Stufe III) mit nun 1.510 Euro und bei besonderen Härtefällen (nun 1.825 Euro pro Monat) beteiligen sich die Pflegekassen stärker als bisher.

PRESSEBERICHTE ZUM THEMA

Lausitzer Rundschau: Die deutsche Wirtschaft wächst wieder. Überraschende Zahlen (By News Online/ 13 August 2010)
Cottbus (ots) – Die Rezession ist vorbei, so viel ist sicher nach
den überraschenden Wachstumszahlen, die das Statistische Bundesamt am
Donnerstag zum Bruttoinlandsprodukt veröffentlicht hat. Dass die
Konjunkturexperten mit ihrer Schätzung vollkommen daneben lagen,
spiegelt vor allem die große Unsicherheit wider, die es derzeit in
Bezug auf die weitere Wirtschaftsentwicklung gibt.
Aber es scheint sich zu bestätigen, dass die deutsche Wirtschaft doch
schneller wieder aus der Talsohle herausfindet als andere Staaten.
Sie war jedoch auch viel tiefer und schneller abgestürzt als die
ihrer Nachbarn. Das liegt natürlich an der Struktur der deutschen
Wirtschaft. Geld verdienen die Deutschen vor allem mit
Investitionsgütern und mit Autos. Auf deren Anschaffung haben die
Unternehmen, aber auch die privaten Verbraucher weltweit nach dem
Lehman-Schock erst einmal verzichtet. 
Jetzt wächst das Vertrauen
allmählich wieder. Aber zu allzu großem Jubel ist kein Anlass. Denn der Rückschlag des Winters ist noch lange nicht aufgeholt. Die Kapazitäten sind stark zurückgefahren worden. Bis sie wieder auf altem Niveau ausgelastet
sind, dürften noch zwei, drei Jahre vergehen. Zudem zeigen jetzt die
Konjunkturpakete weltweit Wirkung. Das ist gut, aber sie laufen in
den nächsten Monaten auch aus. Das Wachstum danach wird deshalb nicht
sehr dynamisch sein
Fraglich ist auch, ob die Unternehmen sich nicht doch noch mit ihren
Investitionen etwas zurückhalten, solange sie nicht dringend
erforderlich sind. Und nicht zuletzt die weiter drohenden
Entlassungen vom Herbst an lassen wenig Gutes für die Entwicklung des
privaten Konsums befürchten. Eines aber muss man nach der schönen
Überraschung auf jeden Fall festhalten: Die Ausgangsbasis für 2010
ist jetzt sehr viel besser. Es geht wieder aufwärts [http://www.iwe-online.de/index.php/ru/presse/lausitzer-rundschau.html].
 
Allianz verkauft Dresdner Bank zum Spottpreis („Newskoje Wremja“, Sankt Petersburg / 19.09.2008):
Raider, DEA, NSU - heute kann sich selbst einer mit gutem Gedächtnis kaum an diese einst beliebten Marken erinnern, die von Twix, Shell und Audi übernommen wurden. Wahrscheinlich wartet das gleiche Los auf das nicht weniger beliebte Brand Dresdner Bank, die von der Commerzbank mit Appetit „verschlungen“ wurde. 

Es ist nicht schwer zu verstehen, warum der größte Versicherungsgigant in Europa, der die Dresdner Bank 2001 für 24 Milliarden Euro kaufte, sie jetzt so gut wie für einen Apfel und ein Ei weggibt. Allianz wollte einst zum Megakonzern werden, der den Kunden Dienstleistungen von A bis Z, also von der Versicherung bis hin zur Kreditfinanzierung, anbieten würde. Doch die Dresdner Bank bewährte sich nicht, brachte dem Mutterkonzern nur Verluste und wurde verkauft. 

Doch warum erwarb die Commerzbank, die in den letzten Jahren stabil die drittgrößte unter den deutschen Banken war, die problemschwere Bank? 

Viele deutsche Experten sagen: Um die Betriebskosten erheblich zu senken, Zugang zu den sechs Millionen Kunden der Dresdner zu bekommen und die Marktpositionen des Hauptkonkurrenten, der Deutschen Bank, streitig zu machen. 

So ist es auch. Doch der Kauf hat bereits Milliarden gefordert und wird später auch Finanzspritzen zur Sanierung der Dresdner Bank fordern. Außerdem ist die Kostenkürzung nur mittelfristig möglich. Deswegen lohnt es sich auch, die „Ostversion“ des Deals, die in Deutschland als sensationell betrachtet wird, zu erwähnen. Nach dieser Version ist die Commerzbank als globaler Spieler eher nicht am Ausbau des Privatkundennetzwerks, sondern an einer „Osterweiterung“ und an den Kontakten interessiert, die die Dresdner in diese Richtung geknüpft hat. 

In diesem Zusammenhang wird Dresdner Kleinwort erwähnt, das Investmenthaus der Dresdner Bank, die führende Positionen auf dem russischen Börsenmarkt einnimmt und in Russland oft profitable Aufträge, darunter auch zur Platzierung von Obligationen, bekommen hat. Im Endeffekt habe der Käufer fast zehn Milliarden nicht für sechs Millionen neue Kunden, sondern eher für das Russland-Geschäft der Dresdner hingeblättert, heißt es aus informierten Quellen. Genauer geht es um die guten Beziehungen mit Wladimir Putin, die Matthias Warnig, früher Russland-Chef der Dresdner Bank und heute Geschäftsführer von Nord Stream, pflegt. 

Heute ist es in der EU, darunter in Deutschland, Mode geworden, Russland für das Zusammenwachsen von Wirtschaft und Behörden und für die „Nichtzulassung von ausländischem Kapital zu den eigenen Finanzmärkten“ Vorwürfe zu machen. Doch das oben genannte Beispiel aus Deutschlands Geschäftsleben zeigt nicht nur wirtschaftliche, sondern auch politische Motive der Entscheidungen. 

Es ist nämlich ein erfolgreicher Versuch, die nationalen Märkte, in diesem Fall den Finanzmarkt, zu verteidigen. Was die staatliche Präsenz in der Wirtschaft angeht, so ist sie auch in Deutschland lebendig. Zum Beispiel kaufte die Bundesregierung vor kurzem wie es hieß, im Interesse der nationalen Sicherheitspolitik, einem Privatinvestoren die Bundesdruckerei abgekauft. So ist eben die Überlebenslogik der Staaten, die der von globalen Krisen gebeutelte „Globalmarkt“ diktiert [http://www.nvspb.ru].
Deutschland: Ein wiedergefundener Partner? („Iswestija“, 30.04.2008): 
Wie sollen sich die russisch-deutschen Beziehungen nach dem Amtsantritt des neuen Präsidenten Dmitri Medwedew entwickeln? Der Präsident der Stiftung „Politik“, Wjatscheslaw Nikonow, äußert seine Meinung dazu: „Kurz nach Wladimir Putins Amtsantritt hat der bekannte deutsche Politologe Alexander Rahr ein Buch mit dem Titel ‚Der Deutsche im Kreml’ geschrieben. Dort brachte er Beweise an, dass Russland dank Putins guter Kenntnis von Deutschland und der deutschen Sprache ein besonderes Verhältnis zu diesem Land entwickeln würde. Das Leben bestätigte diese Prophezeiung in vielerlei Hinsicht. Deutschland war unser privilegierter Partner, und Russland genoss trotz aller Schwierigkeiten privilegierte Beziehungen zu Berlin, vor allem während Gerhard Schröders Amtszeit. Als Angela Merkel an die Macht kam, wandte sich das Schiff der deutschen Politik eher Amerika zu, Worte über die beinahe Möglichkeit eines neuen Kalten Kriegs in Europa wurden laut. Und jetzt verlässt der ´Deutsche’ den Kreml und überlässt seinen Posten Dmitri Medwedew, der kein perfektes Deutsch vorweisen kann.“ 
„Dmitri Medwedew versteht die Bedeutung der deutschen Richtung in der Politik vollkommen und kann für Merkel ein nicht minder bequemer, weniger stacheliger Partner werden. Aus Deutschland wurden seinerseits äußerst bedeutende Erklärungen auf offizieller Ebene laut: Russland sei einer der wichtigsten Partner, mit dem eine gegenseitige Verflechtung der Interessen ohne Vorausbedingungen erreicht werden müsse. Dabei wird das Problem der Menschenrechte in unserem Land natürlich auch nicht von der Tagesordnung genommen.“ 

„Doch es wäre überhaupt nicht angebracht, die Beziehungen für problemlos zu halten. Deutschland setzt sich trotz aller offensichtlichen politischen Strapazen für eine Stabilität auf dem Balkan und in Europa vehement für die Unabhängigkeit des Kosovo ein. Nicht minder resolut verteidigt es die territoriale Integrität Georgiens, obwohl die Situation dort sich kaum vom Kosovo unterscheidet. Der moralistische Eifer in Bezug auf unser Land ist nirgendwo verschwunden, es gilt aus irgendeinem Grunde immer noch, dass aus Deutschland besser zu sehen ist, wie Russland modernisiert und dessen demokratische Institutionen ausgebaut werden müssen. Medwedews Handlungen in diesen beiden Richtungen sollen ‚aufmerksam beobachtet’ werden. Doch es sieht so aus, als hätten die deutschen Politiker am meisten Angst, Wärme gegenüber Russland zu zeigen oder sich offen mit Russland zu solidarisieren. Deutschland wird ohnedies in Osteuropa und in den USA oft beschuldigt, dass es sich angeblich als Spaltkeil gegen die transatlantische Einigkeit nutzen lasse, dass es sich für russische Interessen verkaufe und Sympathien für ‚diese schrecklichen Russen’ zeige. Selbst für ein mäßig prorussisches Statement brauchen die deutschen Politiker und Experten Mut. Glücklicherweise haben viele von ihnen genug davon. Und das macht Europa zu einem ruhigeren und sichereren Platz.“ [http://www.izvestia.ru].

SELBSTKONTROLLE
Test  „Wirtschaft“
1, Bei welcher Firma arbeiten in Deutschland die meisten Menschen?

a) Deutsche Bahn

b) Langenscheidt

c) Siemens

2. Die größte Branche in Deutschland ist 

a) Chemie

b) Automobil-Industrie

c) Großbrauerei

3. Welche Branche ist das? Novartis, Roche, Beyer….

a) Pharma

b) Automobil

c) Konditorei 

4. Deutschland ist das Land auf der Welt, das am meisten Produkte exportiert:

a) richtig

b) falsch

5. Welches Land kauft am meisten Produkte in Deutschland

a) Island

b) Frankreich

c) Polen

6. Was importiert Deutschlnad am meisten:

a) Autos

b) Chimieproduktion

c) Bratwurst
„Sozialpolitik“
1. Was sind die Ziele des Sozialstaates

a) alle Menschen   sollen wenigstens ein Existenzminimum zum Leben haben
b) die Menschen sollen möglichst viel Geld verdienen
c)Der Sozialstaat will Menschen unterstützen, die sich nicht selbst helfen können

2. Welche Hilfen gibt es vom Staat?

a) Kindergeld

b) Krankengeld

c) Wohnungsgeld

d) Arbeitslosengeld

e) Kilometergeld für das eigene Auto

3. Welche Versicherungen sind vom Gesetz vorgeschrieben?

a) Krankenversicherung

b) Unfallversicherung

c) Pflegeversicherung

d) Arbeitslosenversicherung

e) Private Haftpflichtversicherung

f) Rentenversicherung

g) Rechtschutzversicherung

4. Wo ist Mietwohnung am teuersten?

a) München

b) Berlin

c) Köln

BILDUNGSWEGE IN DEUTSCHLAND

DAS DEUTSCHE SCHULSYSTEM

Die Schulpflicht. Das Schulwesen der BRD steht unter der Aufsicht des Staates. Die Organisation der Schulen ist Sache der einzelnen Bundesländer. 

In jedem Bundesland treten Unterschiede auf. Zum Beispiel bestimmen die Länder selbst die Zeit für die Ferien und auch die Stundenpläne der Schulen. Rahmenvereinbarungen sorgen dafür, dass ein gewisses Maß an Einheitlichkeit vorhanden ist. In Deutschland bestent Schulpflicht vom vollendeten 6. bis zum 18. Lebensjahr, also für 12 Jahre, wobei neun (in einigen Bundesländern zehn) Jahre lang eine Vollzeitschule und danach die Berufsschule in Teilzeitform besucht werden muss. Der Besuch aller öffentlichen Schulen ist kostenlos. Die Lernmittel, d.h. vor allem Schulbücher, werden den Schülern zum Teil ebenfalls kostenlos zur Verfügung gestellt. Bedürftige Schüler können Unterstützung nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAFöG) erhalten, wenn sie wegen zu großer Entfernung zwischen Ausbildungsstätte und Elternhaus auswärts untergebracht werden müssen. 

Der Religionsunterricht ist nach dem Grundgesetz ordentliches Lehrfach. Vom 14. Lebensjahr an kann der Schüler selbst entscheiden, ob er daran teilnehmen will. In der Regel besuchen Jungen und Mädchen gemeinsame Klassen. Der Sportunterricht wird in höheren Jahrgangsstufen nach Geschlechtern getrennt erteilt. 

Die Notenskala in der deutschen Schule geht von 1 (beste Note) bis 6. In obersten Klassen des Gymnasiums hat man stattdessen ein 15-Punkte-System eingeführt. 

In jedem Fach schreiben die Schüler – gleichmäßig über das ganze Jahr verteilt – Tests oder Klassenarbeiten. Das Ergebnis dieser Arbeiten und die mündlichen Leistungen sind die Grundlage für die Noten im Zeugnis. Die Schüler erhalten 2 Zeugnisse im Jahr. Dabei entscheidet das 2. Zeugnis über die Versetzung. Sind die Noten in bestimmten Fächern nicht ausreichend, müssen die Schüler unter gewissen Umständen ein ganzes Jahr die alte Klasse wiederholen, d.h. sitzen bleiben. Das Schuljahr dauert etwa von August bis Juni/Juli des nächsten Jahres. 

Die Grundschule. Im Alter von sechs Jahren kommen die Kinder in die Grundschule, die im allgemeinen vier Jahre umfasst. Eine frühere Einschulung ist nur in Ausnahmefällen möglich. Die Grundschule besuchen alle Kinder gemeinsam. Danach trennen sich ihre Wege; sie haben die Wahl zwischen mehreren Möglichkeiten. Viele Schüler besuchen heute aber zunächst eine Orientierungsstufe (Klasse 5 und 6), in der sie ihre Entscheidung für einen bestimmten Schultyp noch überdenken und ändern können. 

Die Hauptschule. Rund ein Drittel der Kinder dieser Altersstufe gehen im Anschluss an die Grundschule auf die Hauptschule. Wer sie mit 15 Jahren verlässt, tritt meist in die Berufsausbildung ein (und besucht daneben bis zum 18. Lebensjahr eine Berufsschule). Der erfolgreiche Abschluss der Hauptschule öffnet den Weg zu vielen Ausbildungsberufen in Handwerk und Industrie. 

Die Realschule. Die Realschule umfasst in der Regel sechs Jahre von der 5. bis zur 10. Klasse. Diese Schulart bereitet die Schüler auf höherqualifizierte Berufe vor. Sie dauert sechs Schuljahre. Übergänge während dieser Zeit in andere Schularten sind möglich. Eine Fremdsprache ab Klasse 5 ist Pflicht, in der Regel ist es Englisch. Oftmals kann ab Klasse 7 eine weitere Fremdsprache gelernt werden. Der Realschulabschluss heißt auch „mittlere Reife“ oder „Fachschulreife“, weil Schüler damit eine Fachschule besuchen können. 

Das Gymnasium. Das neunjährige Gymnasium (5. bis 13. Schuljahrgang) ist die traditionelle höhere Schule in Deutschland. Heute ist die reformierte Oberstufe (11. bis 13. Schuljahrgang) die Regel, in der ein Kurssystem die herkömmlichen Klassen abgelöst hat. In den Kursen sollen sich die Schüler in der Hauptsache mit den Fächern beschäftigen, die sie besonders interessieren. Dadurch soll ihnen der Übergang zu den Hochschulen erleichtert werden. Neben den Gymnasien mit reformierter Oberstufe gibt es noch Sonderformen wie z.B. das Wirtschaftsgymnasium und das Technische Gymnasium. Der Schulbesuch schließt mit Abitur- oder Reifeprüfung ab. 

Das Abitur ist die übliche Voraussetzung für die Aufnahme in eine Universität. Jeder Gymnasiast muss mindestens 2 Fremdsprachen lernen. Die wichtigsten Fremdsprachen im deutschen Schulsystem sind nach Englisch Französisch und Latein. Unterschiedliche sachliche Schwerpunkte werden in den verschiedenen gymnasialen Typen gesetzt: Während die alt- und neusprachlichen Gymnasien Sprachen (meistens 3) bevorzugen, sind es bei den naturwissenschaftlichen Gymnasien Mathematik, Physik, Biologie usw. 

Die Gesamtschule. Eine weitere Schulart ist die Gesamtschule. Bei der Schulart werden die Kinder in der Regel von der 5. bis zur 10. Klasse betreut. Einige Gesamtschulen haben eine eigene Oberstufe, die wie die gymnasiale Oberstufe gestaltet ist. Die Gesamtschule in kooperativer Form fasst die Hauptschule, die Realschule und das Gymnasium pädagogisch und organisatorisch zusammen, während sie in der Gesamtschule in integrierter Form eine pädagogische und organisatorische Einheit bilden. An der integrierten Gesamtschule wird der Unterricht in einem Teil der Fächer (Mathematik, erste Fremdsprache, Deutsch, Chemie/Physik) ab Klasse 7 nach Fächern unterschiedlich auf mindestens zwei Anspruchsebenen in Kursen erteilt. Das Niveau der Kurse richtet sich nach dem Abschluss, der am Ende der 9. oder 10. Klasse (Hauptschulabschluss, mittlerer Schulabschluss, Berechtigung zum Übergang in die gymnasiale Oberstufe) erlangt wird. 

Die Sonderschulen. Neben den Grundformen der allgemein bildenden Schule gibt es zahlreiche spezielle Schulen. Beispielsweise können körperlich oder geistig behinderte Kinder eine Sonderschule besuchen, wo man auf ihre Schwächen Rücksicht nimmt und vorhandene Fähigkeiten fordert. Allerdings halten es die Pädagogen heute für richtiger, behinderte und nichtbehinderte Kinder gemeinsam zu unterrichten [Коноплева 2007:176]. 

DIE DEUTSCHE HOCHSCHULBILDUNG

Landkarte des Wissens. Nur wenige Länder Europas bieten eine derart vielseitige Hochschullandschaft wie Deutschland. An über 160 Standorten bilden 383 Hochschulen akademischen Nachwuchs aus. Wissenschaftliche Exzellenz gibt es nicht nur in Großstädten wie Berlin oder Hamburg – gerade die Akademikerschmieden in kleineren Städten sind weltweit bekannt. 
Das deutsche Hochschulwesen hat eine lange Geschichte. Die älteste Hochschule in der BRD ist die Universität Heidelberg (1386). Mehrere andere Universitäten haben bereits ihre Fünfhundertjahrfeier hinter sich. 

Die Hochschulen in der BRD sind (mit Ausnahme einiger kirchlicher Hochschulen) staatliche Einrichtungen der Länder. Der Staat regelt nur die allgemeinen Grundsätze des Hochschulwesens und der Forschungsförderung. Er beteiligt sich an der Finanzierung des Hochschulbaus und der Hochschulforschung. Die Hochschulen haben das Recht der Selbstverwaltung. 
Zahlen & Fakten. In Deutschland besuchen zurzeit rund 1,98 Millionen Studierende eine Hochschule, davon 946600 Frauen (48 Prozent). 
Es gibt 383 Hochschulen, davon 103 Universitäten und 176 Fachhochschulen. 
Deutschland gehört – zusammen mit den USA und Großbritannien – international zu den beliebtesten Studienländern. Mehr als 20% der Studienanfänger an deutschen Hochschulen besitzen einen ausländischen Pass. 1992 – 10,8% 2006 – 21,3%. 
Die beliebtesten Studienfächer: 

1. Rechts-, Wirtschaft- und Sozialwissenschaften. 

2. Sprach- und Kulturwissenschaften. 

3. Ingenieurwissenschaften. 

4. Mathematik, Naturwissenschaften. 

5. Humanmedizin. 
Die Universitäten. Die stärkste Säule des Hochschulwesens in der Bundesrepublik sind die wissenschaftlichen Hochschulen: die Universitäten, Technische Universitäten und Technische Hochschulen sowie einige andere fachlich spezialisierte Hochschulen. Das Studium an einer wissenschaftlichen Hochschule wird mit der Bachelor-, 
Master-, Magister-, Diplom- oder Staatsprüfung abgeschlossen. Danach ist eine weitere Qualifizierung bis zur Doktorprüfung (Promotion) möglich [Коноплева 2007:176-178]. 
Universitäts-Ranking 

· Älteste Universität: Ruprecht- Karls-Universität Heidelberg, 1386 gegründet 

· Größte Universität: Universität zu Köln mit 45600 Studierenden 

· Attraktivste Universitäten für inter​na​tio​nale Spitzenforscher: Universität Bayreuth laut Forschungsranking der Alexander von Humboldt-Stiftung 

· Forschungsstärkste Universitäten: TU München und Universität Heidelberg laut CHE-Forschungsranking 

· Größte private Universität: Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt mit 4800 Studierenden. 

Studienabschlüsse 

- Bachelor
- Master
- Diplom
- Magister
- Staatsexamen
- Promotion
Die Fachhochschulen. Ein weiterer Hochschultyp sind die Fachhochschulen. Sie vermitteln vor allem in den Bereichen Ingenieurwesen, Wirtschaft, Sozialwesen, Design und Landwirtschaft eine stärker anwendungsbezogene Ausbildung, die mit einer Diplomprüfung abschließt. 
Private Hochschulen in Deutschland. Kleine Lerngruppen, kurze Studienzeiten, gute Betreuung, internationale Ausrichtung: private Hochschulen sind in Deutschland ein noch relativ junges, aber dynamisch wachsendes Phänomen. Sie leisten viel, verlangen aber auch höhere Gebühren. Gerade für ausländische Studierende haben sie eine Menge zu bieten. 
Studentische Selbstverwaltung. In den meisten Bundesländern verwaltet die Studentenschaft ihre eigenen Angelegenheiten selbst. Die studentische Selbstverwaltung nimmt in der Regel das Studentenparlament als „Legislative“ und der Allgemeine Studentenausschuss (AStA) als „Exekutive“ wahr
Forschung an den Hochschulen. Die deutschen Universitäten sind – aufbauend auf dem Prinzip der „Einheit von Forschung und Lehre“ – nicht nur Lehranstalten für Studierende, sondern auch Orte wissen​schaf​t​​licher Spitzenforschung. Voraus​setzung dafür ist die intensive Zusammenarbeit von Wis​sen​schaft​lern und Forschungs​ein​rich​​tungen im In- und Ausland. Die Uni​versitäten erhal​ten Mittel von der öffent​lichen Hand, von Stif​tungen oder aus Forschungs​aufträgen von Dritten („Drittmittelforschung“). 
Glossar
Bologna-Prozess 

Gemeinsam mit seinen europäischen Nach​barn hat sich Deutschland 1999 in Bolo​gna das Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2010 einen gemeinsamen europäischen Hoch​schul​raum zu schaffen. Ergebnis der Reform ist die Umstellung der Studiengänge auf das zwei​stufige Bachelor-/Master-Studien​​​​​system und die Einf​ührung von Leis​tungs​punkten nach einem europa​weit aner​kannten System. 

Bachelor und Master 

In der Praxis finden sich gegenwärtig noch vielfach alte und neue Studiengänge und -abschlüsse nebeneinander. Im Wintersemester 2007/08 wurden an deutschen Hochschulen 6886 Bachelorund Master-Studiengänge angeboten, so dass 61 Prozent der Studiengänge bisher auf die neue Struktur umgestellt wurden.

DAAD 

Der Deutsche Akademische Austauschdienst (DAAD) ist eine gemeinsame Einrichtung der deutschen Hochschulen. Er hat die Aufgabe, die Hochschul- beziehungen mit dem Ausland vor allem durch den Austausch von Studie​ren​den sowie Wissenschaftlerinnen und Wissen- schaftlern zu fördern. Seine Pro​gramme sind in der Regel offen für alle Fach​richtungen und alle Länder und kommen Ausländern wie Deutschen gleichermaßen zugute. Der DAAD unterhält ein weltweites Netzwerk von Büros, Dozenten und Alumni- Vereinigungen und bietet Informationen und Beratung vor Ort. 

Deutsche Forschungsgemeinschaft 

Die DFG ist die zentrale Selbst​verwaltungs​organi​sation der Wissen​schaft und der wichtigste Forschungsfinanzier. Sie unterstützt Forschungs​vor​haben, wobei die Mittel über​wiegend in den Hochschulbereich fließen. Zusätzlich fördert sie die Zusammen​arbeit zwischen den Forschern und berät Parla​mente und Behörden. 

Studienbeiträge 

Seit 2007 erheben die Bundesländer Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und das Saarland derzeit Studienbeiträge vom ersten Semester an. Überwiegend liegt der Betrag bei 500 Euro pro Semester. Zur Finanzierung bieten diese Länder einen staatlich abgesicherten Kredit.
Wenn die Studenten oder ihre Eltern nicht imstande sind die Kosten für den Lebensunterhalt zu tragen, können sie nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) von 1971 Förderungsbeträge erhalten, die als Darlehen gewährt werden. Die Höhe richtet sich nach dem Einkommen der Eltern.
Zulassungsbeschränkung 

Aufgrund des Andrangs wurden für einen Teil der Studienfächer bundesweite Zulassungsbeschränkungen (Numerus clausus) eingeführt. Seit 2005 greift in bundesweit zulassungsbeschränkten Studiengängen die kurz als „20-20-60-Regelung“ beschriebene Quotenverteilung: 20 Prozent der Studienplätze gehen an die Abiturbesten, die sich ihre Wunschhochschule aussuchen können, 20 Prozent werden nach Wartezeit vergeben. Bei 60 Prozent ihrer Plätze können die Hochschulen eigene Kriterien ergänzen.

SELBSTKONTROLLE 
Test-Quiz 
      1. Die deutschen Kinder gehen in die erste Klasse … . 

a) mit fünf Jahren; b) mit sieben Jahren; c) mit sechs Jahren 
     2. Die Kinder der Bundesrepublik besuchen die Grundschule … Jahre 
a) drei; b) fünf; c) vier.
3. Die Note „5“ heißt im deutschen Zeugnis … . 
a. mangelhaft; b) sehr gut; c) befriedigend 
4. Nach der Hauptschule können Jungen und Mädchen … weiter lernen. 
a) in der Grundschule; b) im Gymnasium; c) in der Berufsschule 

5. Auf die Universität oder auf die Hochschule bereitet in Deutschland … vor. 

a) die Realschule; b) die Hauptschule; c) das Gymnasium 

6. Wie viele Stufen hat das deutsche Schulsystem?

a) 2 Stufen; b) 3 Stufen; c) 5 Stufen 

7. Welche Städte sind die ältesten deutschen Universitätsstädte?

a) Heidelberg, Göttingen, Berlin; 

b) Heidelberg, Berlin, Potsdam; 

c) Heidelberg, Köln, Bonn 

8. Welche Schule hat der deutsche Pädagoge Rudolf Steiner gegründet?

a) die Volksschule; b) die Gesamtschule; c) die Waldorfschule 

9. Was bekommt jedes Kind am ersten Schultag in Deutschland?

a) eine große, bunte Papptüte mit Bonbons und kleinen Geschenken 

b) eine große grüne Tasche mit Süßigkeiten und verschiedenen Geschenken 

c) eine karierte Schultasche mit Bonbons und kleinen Geschenken 

10. Wie nennt man das, wenn ein Schüler am Ende des Schuljahres sehr schlechte Noten hat? 

a) „sitzen stehen“; b) „sitzen bleiben“; c) die Klasse wiederholen 

KULTURELLE VIELFALT IN DEUTSCHLAND
Deutschland war nie ein Einheitsstaat (wenn man von den zwölf Jahren der Hitler-Diktatur absieht); es hat immer aus einer Anzahl mehr oder weniger selbständiger Territorien bestanden. Die föderative Struktur ist eine Grundtatsache der deutschen Geschichte. Aber auf keinem Gebiet hat sich diese deutsche Besonderheit so ausgeprägt erhalten wie auf dem der Kultur. Den Tendenzen zur Zentralisierung, die auch Deutschland nicht fremd waren, hat das kulturelle Leben am erfolgreichsten widerstanden. Im Unterschied zu seinen Nachbarn hat Deutschland niemals eine wirkliche Metropole besessen, einen beherrschenden Mittelpunkt, in dem sich das ganze öffentliche Leben der Nation konzentrierte. Berlin war nur reichlich sieben Jahrzehnte lang die Hauptstadt des Reiches; das war eine zu kurze Zeit, um die dominierende Stellung von Paris oder London zu erlangen. Für die kulturelle Entwicklung war dieses Fehlen eines Zentrums ein Gewinn. Deutschland wurde auf diese Weise ein Land mit vielen Mittelpunkten. Um sich das zu vergegenwärtigen, braucht man nur aufzuzählen, wo verschiedene kulturelle Institutionen und Aktivitäten ihren Sitz haben. Die zentrale Bibliothek der Bundesrepublik Deutschland befindet sich in Frankfurt; dort hat auch der Verlagsbuchhandel sein Zentrum. Die größte Konzentration von Presseunternehmen hat Hamburg aufzuweisen. Die meisten Bühnen gibt es in München. Das zentrale Staatsarchiv der Bundesrepublik hat seinen Sitz in Koblenz. Akademien der Wissenschaften bestehen in Düsseldorf, Göttingen, Heidelberg, Mainz und München. Die bedeutendsten Museen besitzt die alte Reichshauptstadt Berlin. Das wichtigste Literaturarchiv hat sein Domizil in der württembergischen Kleinstadt Marbach am Neckar. 

Dem kulturellen Polyzentrismus ist es zu verdanken, dass es in der Bundesrepublik so etwas wie abgelegene, verödete „Provinz“ kaum gibt. Man muss nicht Hunderte von Kilometern fahren, um gutes Theater zu sehen oder gute Musik zu hören. In mittelgroßen Städten findet man mitunter erstaunlich wertvolle Bibliotheken oder interessante Kunstsammlungen. Ob nun Fürsten zur Zeit des Absolutismus den Ehrgeiz hatten, ihre Residenzen zu Kulturzentren zu machen, oder ob selbstbewusste Bürger in ihren Mauern den Künsten und Wissenschaften eine Heimstadt bieten wollten – der heutige Bundesbürger profitiert von diesen Bemühungen und genießt ein vielfältiges kulturelles Angebot. 

Die Errichtung und Erhaltung der meisten kulturellen Einrichtungen in der Bundesrepublik Deutschland obliegt den Gemeinden. Die Gesetzgebung in kulturellen Angelegenheiten ist – von wenigen Ausnahmen abgesehen – Sache der Länder [Коноплева 2007: 167].
Buchmarkt. Die Buch- und Lesekultur hat in Deutschland nach wie vor einen hohen Stellenwert. Der deutsche Buchmarkt erwirtschaftete 2006 ein geschätztes Gesamtvolumen von rund 9,3 Milliarden Euro. Die gesamte Produktion von Gegenständen des Buchhandels der deutschen Buchverlage umfasst rund 970 Millionen Bücher und ähnliche Druckerzeugnisse. Es gibt mehr als 4000 Buchläden und 7500 Bibliotheken. Die großen Verlagsstädte sind München, Berlin, Frankfurt am Main, Stuttgart, Köln und Hamburg.
Internationale Frankfurter Buchmesse. Die Internationale Frankfurter Buchmesse findet seit 1949 jedes Jahr im Herbst statt und ist das herausragende internationale Jahresereignis der Buchbranche. Höhepunkt jeder Buchmesse ist die Verleihung des Friedenspreises des Deutschen Buchhandels. Zu den Preisträgern gehörten unter anderem Václav Havel, Jorge Semprún und Susan Sontag. Seit 2005 wird zudem zum Auftakt der Buchmesse der Deutsche Buchpreis für den besten Roman in deutscher Sprache verliehen.
Kulturorchester. An der Spitze der rund 130 deutschen Berufsorchester stehen die Klangkörper der Berliner Philharmoniker unter Sir Simon Rattle, die Staatskapelle Berlin unter Daniel Barenboim, das Gewandhausorchester unter Riccardo Chailly, die Bamberger Symphoniker unter Leitung von Jonathan Nott und die Münchner Philharmoniker unter Christian Thielemann
Neben den Festivals für klassische Musik präsentiert sich die zeitgenössische Musik in Deutschland auf mehr als 100 Spezial​festi​vals, in Konzertreihen und Studio​produk​tionen der Opernhäuser. Die Donau​eschinger Musiktage gelten als weltweit wichtigstes Festival für aktuelles Musikschaffen. Neueste Entwicklungen im Musiktheater stellt die Biennale in München vor, das Internationale Musikinstitut Darmstadt steht mit seinen berühmten „Ferienkursen“ für die Diskussion neuester musikalischer Entwicklungen. 
Deutsche Bands. Zu den erfolgreichen „Auslandsexporten“ deutscher Rock- und Popmusik gehören: Scooter, Seeed, Nena, Kraftwerk, Rammstein, Tokio Hotel, Juli und Mia.
Deutsches Kino. Die nationalen Produktionen haben in jüngster Zeit an der deutschen Kinokasse deutlich zugelegt. Es gibt wieder Stars, für die das Publikum ins Kino geht: Alexandra Maria Lara, Martina Gedeck, Julia Jentsch, Daniel Brühl und Moritz Bleibtreu. Das gestiegene Selbstbewusstsein der Branche spiegelt sich in der 2003 gegründeten Deutschen Filmakademie wider, die jährlich den deutschen Filmpreis verleiht – die Lola. Auch international verbucht der junge deutsche Film Erfolge: Der zweite Oscar für eine deutsche Produktion innerhalb von fünf Jahren ging 2007 an Florian Henckel von Donnersmarck für „Das Leben der Anderen“. Fatih Akin gewann 2007 mit „Auf der anderen Seite“ bei den Internationalen Filmfestspielen von Cannes den Preis für das beste Drehbuch und den Filmpreis LUX des Europäischen Parlaments. 
Deutscher Filmpreis. Herzstück der kulturellen Filmförderung des Bundes ist der Deutsche Filmpreis, der schon seit 1951 für Spitzenleistungen der nationalen Filmproduktion verliehen wird. Gleich sechsfach ausgezeichnet wurde im Jahr 2007 in den verschiedenen Kategorien Tom Tykwers Verfilmung von Patrick Süskinds Bestsellerroman „Das Parfum“. 
Theaterlandschaft. 120 öffentliche Theater mit mehr als 750 Spielstätten sowie 185 Privattheater machen Deutschland zum bedeutenden Theaterland. Zu den bekanntesten Bühnen gehören das Thalia Theater in Hamburg, das Berliner Ensemble und die Münchner Kammerspiele
Museumslandschaft Deutschland. Viele Wege führen zur Kunst: 500 Kunst​museen werben in Deutschland um Besu​cher – darunter ebenso weltberühmte Samm​lun​gen in den Großstädten wie spek​ta​kuläre junge Museumshäuser abseits der Metropolen: Köln/Düsseldorf, Bonn, Stuttgart, Hamburg, Berlin, Dresden, Muenchen.

Documenta. Die documenta in Kassel ist die weltweit bedeutendste Ausstellung zeitgenössischer Kunst. Auf Initiative des Malers Arnold Bode gegründet, öffnete sie 1955 zum ersten Mal ihre Tore. Die alle fünf Jahre für die Dauer von 100 Tagen veranstaltete Ausstellung wurde rasch zu einem Welterfolg. Die documenta 13 wird 2012 stattfinden 
Medienkonzentration. Trotz der großen Vielfalt an Titeln und Produkten ist die Zahl der eigenständigen Verlage seit Mitte der fünfziger Jahre in Deutschland stetig zurückgegangen. Wirtschaftlich und technisch führende Verlage konnten in verschiedenen regionalen Märkten Konkurrenten verdrängen. Die wirtschaftliche Enwicklung auf dem Pressemarkt hat zur Bildung großer Verlagsunternehmen geführt. Im Bereich der Tagespresse ist es vor allem der Axel-Springer- Verlag, der einen Anteil von rund 40 Prozent am Anzeigenmarkt für Zeitungen hat.
Deutsche Feste und Feiertage

Jedes Land und jedes Volk haben ihre Sitten, Bräuche und Traditionen, die ein Teil ihrer Lebensweise sind. Die Bräuche wandeln sich und können auch verschwinden, aber sie werden durch neue ersetzt oder ergänzt. Viele Bräuche unterscheiden sich je nach der Gegend. Man kann auch nicht sagen, dass sie immer und von allen Menschen streng eingehalten werden. 

Man unterscheidet religiöse (kirchliche) und weltliche (staatliche) Feirtage, es gibt noch regionale Feste und Feiertage, die nicht für das ganze Land gelten, sondern nur für einige Bundesländer oder Gegenden. 

Die wichtigsten kirchlichen Feiertage in Deutschland sind: Weihnachten; Ostern und Pfingsten
. Überall in Deutschland werden noch gefeiert: Karfreitag
, Christi Himmelfahrt
. 
Der Karneval war früher ein kirchliches Fest. 6 Wochen vor dem Osterfest wurde zum letzten Mal Fleisch gegessen. „Carne vale!“ (Fleisch ade!) war der lateinische Ausdruck, der anzeigte, dass nun fleischlose Fastenzeit begann. 
Ostern ist ein religiöses Fest. Das Wort „Ostern“ stammt aus den uralten Zeiten. Es war die germanische Frühlingsgöttin Ostara. So hat man die aufsteigende Sonne genannt. Ostern feiert man im Frühling und immer am Sonntag. Es ist ein großes kirchliches Fest, das als der Tag der Auferstehung von Jesus Christus gilt. Und in den Kirchen wird es Gottesdienst abgehalten. 
.

Die Jugendweihe ist ein Feiertag an dem die Jugendlichen in die Gemeinschaft der Erwachsenen aufgenommen werden. Er wurde 1859 anstelle der Konfirmation (Aufnahme der Jugendlichen in die Gemeinschaft der Erwachsenen) eingeführt. Die Idee der Jugendweihe fand anfangs in der Zeit der Aufklärung ihren Ausdruck.

Zu den weltlichen Feiertagen gehören der Maifeiertag (Tag der Arbeit) am 1. Mai und der Tag der Deutschen Einheit am 3. Oktober. Am 1. Januar wird das Neujahr gefeiert. 

Es gibt noch Feste, die nur eine bestimmte Gruppe betreffen. Das ist zum Beispiel der Muttertag, der immer am zweiten Maisonntag gefeiert wird . 
. 
Glossar
Kreativwirtschaft 

Einfallsreichtum und Kreativität sind ein wichtiger Wirtschaftsfaktor für den Standort Deutschland. Kunst, Film, Musik, Mode, Medien und Lifestyle: Mit 800000 Arbeitsplätzen und einer Bruttowertschöpfung von 35 Milliarden Euro liegt die dynamische Branche in Deutschland zwischen der chemischen Industrie und der Energiewirtschaft und erwirtschaftet einen wichtigen Anteil am Bruttoinlandsprodukt.

Kulturföderalismus 

Kultur ist in Deutsch​​land infolge der föderalen Struktur das Kern​stück der Eigenstaatlichkeit der 16 Bundesländer. Das Grundgesetz räumt dem Bund in Fragen der Kultur nur geringe Kompetenzen ein, weshalb die meisten kulturellen Ein​richtungen von den Ländern und Kommunen unterhalten werden. Dieses kulturelle Eigenleben der Länder hat überall Kulturzentren entstehen lassen. Selbst in kleineren Städten gibt es kulturelle An​gebote von internationalem Rang. Länder​über​grei​fend wirkt der Deutsche Kulturrat, der als politisch un​abhängige Arbeits​ge​mein​schaft der Bundeskultur​verbände agiert und sparten​übergreifende Fragen in die kultur​​​politische Diskus​sion einbringt.

Kulturstiftung des Bundes 

Die Kulturstiftung des Bundes wurde im Jahr 2002 gegründet und ist eine bundesweit und international tätige Institution, die sich – durch entsprechende Projektförderung – in erster Linie den Herausforderungen der Kunst und Kultur im 21. Jahrhundert widmet. Sitz der Kulturstiftung des Bundes ist Halle an der Saale. 

AUFGABEN ZUM SEMINAR „Kulturelle Vielfalt Deutschlands“

Projektarbeiten zu den Themen: 

1. Filmkunst in Deutschland
2. Die deutsche Bühnewelt 
3. Museenlandschaft in Deutschland
4.  Schweiz und ihre Schriftsteller
5. Weimar und die Klassiker
6. Zentren der Musikgeschichte in Deutschland
7. Woher man kommt, ist doch wurscht!
SELBSTKONTROLLE
Test-Quiz
1. Im Norden Deutschlands liegen drei Hansestädte: Hamburg, … und Lübeck. 

a) Rostock 
b) Bremen
c) Hannover

d) Greifswald

2. Am Rhein liegen viele schöne Städte, z.B.: 

a) Bonn, Köln, Düsseldorf; 

b) Köln, Bonn, Iserlohn; 

c) Düsseldorf, Köln, Dortmund  

d) Dortmund, Bonn, Dresden 
3. Johann Wolfgang von Goethe wurde in ….  geboren. 

a) Erfurt; 
b) Frankfurt; 
c) Bonn; 
d) Köln 

4. Die Marienkirche auf dem Marienplatz ist das Wahrzeichen von … . 

a) Köln; 
b) München; 
c) Frankfurt; 
d) Nürnberg 

5. Welche deutsche Stadt wird oft auch Elbflorenz genannt?

a) Leipzig; 
b) Hamburg; 
c) Dresden;
d) Meißen 

6. In dieser kleinen Stadt links am Rhein wurde der berühmte 

Komponist Lüdwig van Beethoven geboren. Wie heißt sie?

a) Weimar;
 b) München; 
c) Bonn; 
d) Düsseldorf 

7. In welcher Stadt befindet sich die berühmte deutsche Gemäldegalerie?

a) in Leipzig;
b) in Hamburg; 
c)in Dresden; 
d) in Berlin 

8. Eine Stadt Deutschlands wird als Stadt der deutschen Klassik

 bezeichnet. Wie heißt sie? 

a) Berlin; 
b) Leipzig; 
c) Weimar; 
d) Erfurt 

9. Wessen Wahrzeichen sind die Stadtmusikanten?

a) von Berlin; 
b) von Bonn; 
c) Von Bremen; 
d) von München 

10. Welche deutsche Stadt nennt man „Tor zur Welt“?

a) Werder; 
b) Hamburg; 
c) Rostock; 
d) Kiel 

11. In welcher Stadt legte Richard Wagner den Grundstein für 

das Opernhaus?

a) Würzburg;

b) Bayreuth; 
c) Heidelberg; 
d) Münster 

12. Das jährliche Beethoven-Fest findet in der Heimatstadt des 

berühmten Komponisten statt. Das ist … 

a) Wien; 
b) Nürnberg; 
c) Bonn; 
d) Weimar 
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http://www.finanznachrichten.de/
http://www.sueddeutsche.de/
http://www.handelsblatt.de/
http://www.iwe-online.de/index.php/ru/presse/lausitzer-rundschau.html  

http://www.welt.de
http://www.stuttgarter-nachrichten.de
http://www.rian.ru/
http://www.izvestia.ru
http://www.nvspb.ru
http://www.onlinegazeta.info/journals/ogonek_online.htm
http:// der-weg-zhurnal.de

Интернет-ресурсы для семинарских занятий:
http://www.dw-world.de
http:// www.goethe.de
http://www.wikipedia.de
Geographie:
www.deutschland.de
http://www.entdecke-deutschland.diplo.de
www.deutschlernreise.de
www.kompass.de
www.ralf-kinas.de
Bundestagswahl 
http://www.politische-bildung.de/bundestagswahl_2009_umfragen.html
http://www.bpb.de/themen/IIG7EI,0,0,Themen.html
http://www.fluter.de/de/82/thema/7893/?tpl=87
http://www.bundestagswahl-bw.de/
Wahlkampf 

http://www.virtuelle-akademie.de
http://www.bpb.de/
Sozialpolitik

http://www.bmas.de
http://www.bmg.bund.de
http://www.bundesregierung.de
http://www.bmfsf.de
Studieren in Deutschland

http://www.study-in-germany.de/german/1.html
Kultur

http://www.dw-world.de/dw/0,,1534,00.html
http://www.goethe.de/kue/deindex.htm
http://www.goethe.de/kue/lit/deindex.htm
http://www.goethe.de/kue/mus/deindex.htm
http://www.goethe.de/kue/the/deindex.htm
http://www.goethe.de/kue/flm/deindex.htm
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Bundesrepublik Deutschland ist ein Bundesstaat. Er besteht aus 16 Bundesländern, wovon 3 Bundesländer sogenannte Stadtstaaten sind: Berlin, Hamburg und Bremen. Die anderen Bundesländer nennt man Flächenstaaten.


Jeder Flächenstaat hat eine Landeshauptstadt mit einem Landtag, in dem die jeweiligen Landesregierungen regieren. Bundeshauptstadt ist Berlin. Fast jeder dritte Einwohner der Bundesrepublik lebt in einer der 85 Großstädte (über 100.000 Einwohner). Die größten Städte mit über einer Million Einwohnern sind Berlin (3,44 Mio.), Hamburg (1,71 Mio.), München (1,3 Mio.) und Köln (1,0 Mio.). 
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